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Ni. ist Demn, den is. Juli 1935 Is. Zahcgåus

Die Linie der politischen Auszenpolitik
Der Berliner Besuch des polnischeii Außenministersist

keine Sensatioii gewesen; nur einige Pariser Zeitungen
glaubten an ihm etwas Aufregendes feststellen zu konnen.

Er war eine Bestätigung der mit dem Gewalt-
verzichtspakt oom 26. Januar 1934 eingeleiteten Politik
einer Annäherung zwischen Deutschland
u n d P o le n. Es ist klar, daß die Existenz eines solchen
Paktes es oon Zeit zu Zeit erforderlich macht, daß sich die

Pariner über dieses oder jenes, sie gemeinsam berührende
politische Problem unterhalten. Um eine solche kla r e n d e

Fühlungnahme hat es sich bei den Berliner Be-

sprechungen des polnischen Außenministers gehandelt. Sie
ist, was z· B. dise Danziger Frage anlangt, sicherlich not-

wendig gewesen. Wenn manche ausländischen Kreise ge-
glaubt haben, hinter der Mitte Juni ergangenen Einladung
der Reichsregierung an Oberst Beck die Absicht einer Er-

gänzung oder Erweiterung des Gewaltoerzichtspaktes ver-

muten zu sollen, so scheinen sie noch nicht begriffen zu haben,
daß dieser Pakt so, wie er ist, die in ihn von den bei-den
vertragschließenden Mächten gesetzten außenpolitischen Er-

wartungen im allgemeinen erfüllt hat. Der Pakt hat, indem
er, getragen von der unbedingten Autorität der Führer
zweier Nationen, die Stabilisierung der Beziehungen
zwischen Deutschland und Polen bewirkte, mehr für die

Sicherung des Friedens in Europa getan, als irgend-ein
anderes diplomatisches Dokument der letzten Jahrzehnte, das

nach der wirklichen oder oorgeblichen Absicht seiner Urheber
diesem Zwecke zu dienen bestimmt war. Und man ist, wie

das deutsch-englische Flottenabkommen beweist, zu der hoff-
nung berechtigt, daß das erfolgreiche Beispiel der direkten

Verständigung, das mit dem deutsch-politischen Pakt gegeben
wurde, geeignet ist, in der eiiropäischen Diplomatie Schule
zu machen.

Weder Deutschland noch Polen haben die Absicht, sich
.e i nse i t i g an einander u binden, Das dürfte durch den

Betst-Besuch erneut festgestelltworden sein. Was Polen
anlangt, so läßt es trotz aller Enttäuschungen, die es in dieser
Hinsicht erleben mußte, die oollwertige Wieder-

hekgellungseines Bündnisoerhältnisses
öU rankreich nicht aus dem Auge. Die Ueber-

Iegllngem die in dieser hinsicht angestellt werden, mögen
etwa folgende sein: Europa kann nicht zur Ruhe kommen,
solange keine normale Zusammenarbeitan der Linie

Pok·tS—Berlin—Warschau-Moskau herge-
stellk«lst-Diese Linie ist heute noch ans der Strecke Paris-«-
BeElentekachen Polen hat ein Interesse daran, diese
gesahrlicheBruchstelle zu heilen. Dennwenn Frankreich,
so gehen die»Ueberlegungenaus polnischer Seite, einmal nicht
mehr von sein-eikrankhaften Angst vor Deutschland beherrscht
wird, dann wird es voraussichtlich auch keine Bedenken mehr
haben, seine diplomatischen Fehl- und Ersatzkonstruktionen
zn revidieren, oor allem seine beunruhi ende.-l Bindungen
on Soivjetrnßlandzu lockern und damit chließlich den Weg
zu einer Wiederherstellung und Festigungseiner Beziehun-
gen zU seinem ,,nati·irl"ichenBiindesgenossen«,Polen, zii
ebnen. Aus derartigen Ueberlegungen laßt sich die schon
Methoch zum Ausdruis gebrachtt Neigung Polens zwischen
Deutichland und Frankreich zu vermitteln, erklaren.

«'

Es ist

normal funktioniert.

stehende
heiliingsoersuch von vornherein aussichtslos sein.

nicht ausgeschlossen,daß der polnische Außenminister in
absehbarer Zeit nach Paris fahren wird.

Solche Ueberlegungen werden verständlich- wenn
man die durch Frankreichs aktomanie wäh-
rend der beiden letzten ahre ausgelöst-e
Agrfessioität der sowjetrussischen Au en-

politik in allen ostmittelenroptiischen än-

de r n beachtet. Die Moskauer Außenpolitik richtet sich in

jedemFalle direkt oder indirekt g e g e n P ole n. Sie steht
seit jeher im»Gegensatzzu den Plänen, die Warschau in den

baltischenLandern verfolgt. Sie versteift den litauischeii
Widerstand gegen eine Liquidierung der Wilnafragse in
einem den polnischenWünschen entsprechen-den Sinne. Sie
hat vor kurzem in ihren Verhandlungen msit Bukarest über
den Abschluß eines

.
russisch-rumänischenBeistandspaktes

einen Vorstoß gegen die polnisch-rumänischseBundesgenossen-
schaft unternommen. Sie hat die Tsrhechei bereits zu seiner

gegen Deutschland sowohl wie egen Polen gerichteten
politischensind militärischenAngriFfssbasisgemacht. Und sie
richtet sich schließlichtrotz des vor einigen Jahren ·ab"-

geschlossenenNichtangrifsspaktes mit Warschau gegen den
territorialen Bestand des polnischen Staates. D i e Lin i e

Paris—Berlin-—Warschau——Moskau weist
nicht nur auf ihrer ersten, sondern auch au

ihrer dritten Etappe eine Bruchstelle auE
Die Zwangsmaßnahmen, die Moskau gegen die in den

sowjetrussischen Grenzgebieten ansässigen Polen ergriffen
hat, und vor allem die iinoerhüllten Angriffe, die in letzter
Zeit von maßgebendenBlättern der Kommunistischen Inter-
nationale in Moskau gegen die benachbarten ,,biirgerlichen
Bölkergefängnisse« gerichtet worden sind, lassen iiber dsie
wirkliche Gesinnung, die im Kreml in bezug auf Polen
herrscht, keinen Zweifel aufkommen. Die ,,cazeta Potskak
hat kürzlichgeschrieben: »Die Kommunistische Jnternationale
gibt vorzeitig die sorgfältig versteckten Gedanken der Staats-
männer preis, die einen heuchlerischen und unaufrichtigeii
Kampf uin den Frieden führen. Die Veröffentlichungdieses
Programms (einer Aufteilung Polens und der baltischen
Staaten) reißt die oerleumsderische Maske oon den pazi-
-fistischen Deklamationen herunter, die bereits eine Reihe oon

Politikern im Westen getäuschthaben.«

heute ist es auf der Linie Paris-Berlin—W-arschau—
Moskau eigentlich nur ··die mittlere Etappe, die

Das soll nicht etwa heißen-
daß es zwischen Berlin und Warschau keine Meinungs-
.verschiedenheiten mehr gebe. Es gibt hier noch zahlreiche nnd

wesentliche Probleme, die bislang ungeklärt sind, und deren

Klärun nicht eben leicht fallen dürfte. Aber die Art, in
der oerfuchtwird, alter und neuer Schwierigkeiten heir zu
werden, schließtdie Ge ahr aus, daß auch auf der mittleren

Etappe der gedachten Tinie eine Briichstelle entsteht. Der

Besuch des polnischen Außenministers hat davon überzeugt«
Jdaß diese Gefahr nicht besteht Nur wenn manoon dieser
Gewißheist-ausgöhenkann, kann man mit einiger Aussicht
auf Erfolg

den ersiich unternehmen, die im Westen«noch be-

kuchstelle zu heilen. Jm Ost e n dürfte ein solcher
Dr. ic-
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Mist der Annahme der neuen Wahlondnungen
sür Sejm, Senat und Staatspräsident wurde
am 4. Juli die Errichtung des neuen polnischen Verfassungs-
gesbäudesbeendet. Um die Wahlordnungen, durch deren kom-
pliziert-e und in das innerpolitische Leben Polens schroff

eingreiåendeBestimmungen die Verfassung vom 23. April
»dieses ahres erst ihr eigentliches Gesicht erhält, hat es noch
einmal erbitterte, für «die Opposition aber von vornherein
aussichtslose Kämpfe gegeben. Die mehreren hundert Ab-
änderungsanträge, die von den verschiedenen Oppositionsk
parteien zu den Vorlagen des Regierungsblocks in Sejm
und Senat eingebracht wurden, sind bis auf nebensächliche
Einzelheiten meist redaktionellen Charakters unberücksichtigt
geblieben. Beachtung haben ledig-lich die von den Vertretern
der Regierungsgewerkschaften erhabenen Forderungen auf
eine etwas stärkere heranziehung der Arbeiterschaft zu den

gesetzgebendenKörperschaften gefunden. Esshat beträchtliches
Llufsehen·erregt, daß trotz dieses allerdinygtsnur recht be-

scheidenen Entgegenkommens eine ganze eihe von Sejm-
.abge·ordneten,die dem linken Flügel-des Regierungsblockes
angehören, nicht für die Vorlagen gestimmt haben. Es-
ist«das erste Mal gewesen,·daß die Disziplin im· Regierungs-«
block nicht funktioniert hat. ,

«

j
"·

«

""«·«Angesichtsder recht eigentümlichenZStrukturde-s»neuen
Wahlsystemss hats es-· den -Rednernv »der «-»op«positiosnfellen
Parteien keine besondere·Mühebereitet, mit-einer- scharfen,
aber schließlichdoch bloß theoretischen Kritik aufzuwartem
Nach der früher gelten-den Ordnung sind w a h l b e r e sch-

tigt zum Senat etwa 13 Millionen Wähler gewesen;
nach der neuen Ordnung sind es n ur n o ch etw a

4 5 0 000. Diese Kaste der Senatswähler setzt sich folgender-
maßen zusammen: 60- bis 70 000 Personen sind wahl-

berechtigtdank ihrer«,,bsesonderenVerdienste um den Staat«,
etwa .2«0 000 auf Grund ihrer »höheren Bildung«, etwa

«80000, weil sie in der territorialen Selbstverwasltung.»a.uf
das Vertrauen ihrer ·Mitbürger begründete Posten« be-'

kleiden, und je etwa 50 000," weil-sie entsprechende Posten in

sden wirtschaftlichen und Arbseiterverbänsden bzw· in den
Vereinen»der höheren Wohlfahrt innehaben.

«

E b e n s·o
u«n·,gse.wöh’,nl i» wie d«.ie«s«ozi«a,l"eists di es räum-
"l«"tche V er t ei .u n g de r""s·S,en a t siv äIhl·e»«..i.«..·s·s-;,s«.5si1
·Warschauz.»B.· wird ein Senatsmandat aufsi196000"1Ein-
wohner entfallen, dagegen inder Wojewodschaft Stanislau

auf 738 000 und in der Wojewodschaft Lublin auf 617090
Einwohner. Das flache Land hat i·m"·Vergleich zu den
Städten nur sehr wenige Senatswähler zu stellen.« Die
Arbeiter und Bau-ern haben in dieser bevorzugten Kaste
nichts mehr zu melden. Dagegen wird die Be-
amtenschaft die weit üsberwiegende ·Mehr-

Zeit aller Senatswähler ftellenz
etwa 300000

eamte des Staates und der ver chiedenen Selbstverwal-
tungen gehören zu derl senatswahlberechti ten-«Elite;""

.
Die Thesen,vmit denen die Sprecher des eigierunigssbilockes

die-«Einwände gegen diese "u"nd·-zahtreiche andere Asbsonderx
lichkeitendes neuen Wahlrechts zu «-en·tkräfte"nversuchten;

fisindim·, allgemeinen wenig ""ü"berzeu""gend"gewesen."«T"a"t--v
achei ist jedenfalls, daß es n·ach«"de·m"ne·uen

Wahlrecht in Polen nicht mehr mög’l«i'"ch«s«e·isn
wird, festzustellen, ob die Politik der Re-

gierenden mit der Meinung des Volkes im
Ein kla n g st e h t. (Daß- die für die "S-tia«a’tsp-räsidentens
wahl an sich unter bestimmten Bedingungen vorgesehene
Volksabstimmung jemals stattfinden wird, ist völlig unwahr-
.scheinlich.) Die grundsätzliche Verneinung der Volks-

.befragung ist vielleicht als der schwerwiegendste Mangeldes
neuen polnischen Wahlrechts zu bezeichnen. Es ist für ein

lautoritares Regime zweifelsohne von Nutzen, wenn es, wie

das in Deuts land geschieht, durch eine Volksbefragung von

,Ze»it«zu«Zeiten Nachweis erbringt,«·daß es sich in Ueber-
.eiplt1ms.!s11mg·mit.d·emVolke-.befindet Waisen-IRS ie-
ssev EtextesIm .V..er.lgu.-f.der Aussprache geteepåvtrichseinmal
.·di«es8ehauptung aufgestellt lwurde,·daß allg««"e«ine««sWahlen,
»wenn sieheute stattfänden,.eine üiberwiegendeMehrheitstxür«.denRegierungs-blast· ergeben»·wii«tden,;·isos dgxifj trink-«YciS
Mehl ists-eine gelinde Uebertrkihwg bezeichn,-·.nf.·»— j·.

«

.D..«-kneuen—Wshli-rd.miansind ovn Zen.spanischen
»Oppositionsparteien,-·den

·

ertretern «der nichtpolnifchen
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Pollennicht für Lang
a

stach-».d"e«rerniii1hfiueWände-setze
lLizolksgruppenusnd schließlichauch von den Arbeitnehmer-
vertretern des Regierungsblocks abgelehnt worden; Der

deutsche Sprecher im Sejm begründete die Ab-

lehnung u. a. mit folgenden Worten: Der Begriff der

autoritären Staatsform dürfefnicht gleichgesetzt werden mit
einem System, dasdie Bürger ihres elementarsten Rechtes
fast völlig beraubt, des Rechtes «der freien Meinungs-
äußerung zu den«wichtigsten Belangen des Staates. Vor
allem falle fürdie deutsche Volksgruppe die Tatsache ins

Gewicht, d aiß »auf ·,·G«r’u,n«d·"«d"es zn ecu e n-« VI ah l--

rechtes nicht mehr die Möglichkeit besteht,
auch "nur irgendeinen deutschen Abgeord-
neten zu wähle n. Die fast anderthalb Millionen

Deutschen in Polen werden daher in den gesetzgebenden
Körperschaften ohne jeden Vertreter sein. Ein solcher Zu-
stand könne und müsse nicht nur die Lage der deutschen
Volksgruppe, sondern auch die Einigkeit in den Reihen
aller Staatsbürger verschlechtern. Dafür, daß nach Mög-
lichkeit tatsächlich-keinedeutschen oder anderen nichtpolnischen
Vertreter ins die-«gesetzgebenden«KörperschaftenPolenss ge-«
lasnge«n,«hat«-rnan von polnischser:;Seite ausreichen-d gesorgt-
Bezeichnendhhierfürksist folgender Vorgang-; Verschiedene-

SprecherkderOppoLiltiongaben bei- der Aussprache im Sejm
dersYBefiirchtung

»

·üs"druck,i·daß-«bei -" der
"

im Gesetz- vor-.

gesehenenspEinteilung « der« ,Wahltreises sdie -,,Gefahr««bestehe,-
daß es . den« Deutschen im "W-ahlk·reis·Kattowitz-Eh·orzo-w-
gelingen werde, e i n Sejmmandat zu erhalten. Darauf ant-

wortete der Sprecher des Regierulngsblocks nicht etwa mit-
dem hinweis dara-uf',- daß es doch nur- recht und billig sei,
wenn die Deutschen a· u ch im Sejm vertreten seien, sondern
er bemühte sich, die Angst der Opposition-ellen vor dem

einen, vielleicht zu erlangenden deutschen Mandat durch die

Feststellung zu beschwichtigen, d a ß a l l e s , w a s m ö g -

lich sei, schon geschehen sei, um die Zahl der
nichtpolnischen Sejmmandate zu vermin-

dern; Dieses offene Eingeständnis ,
der minderheiten-

feindlichen Tendenz des neuen Wahlrechtesist immerhin von

einigem Werd ..

» ·

. . .

Durch Erlaß des polnischen Staatsprasidenten sind
Sejm u«nd«Senatam1"0., Juli aufgelöst worden.

ist«die -p"-å.t.lbst·n«"g·iII«-ttitissj«"e..--IE.p1.-chedC·S-"kt·1fs.etpslitkitkien
Lebens ianka endgültig unwiderruflich du«-NAbschwß
gekomiinen IzDasl ganze Jnteresseszansderweiteren inner-'
politischenEntwicklung»"·"konzentrtertfis nunmehr aufdie
vorausfichtlich ·«im· »k,·«om m e n d e n

.

k to be rf statt -

fi nd e n d e n Ne u w a h l e n.· Ein Teil der oppositionellsen
Parteien hat beschlossen, d i e W ah l en z uT s a«b o t"i e r e n.

Festzustehen scheint dieser Entschluß sjedoch nur bei den

Nationaldemokraten. Die übrigen Parteien, die Sozialisten;
»Bauern, Juden-usw» scheinen sich üiber die von ihnen ein-

lZuschlagendeTaktik noch nicht ganzim klaren zu sein. .·Was
ie Sozialisten (PPS.)- anlangt, so hoffen-sie offenbar,

bis- zu den; Wahlen noch kräftigen Zu zu g: ««a u s·:d eri

Re i·"·h--"e"d e r-·" i«sth e r«
«

i-«·m' Re gi 'e r an
gislage-t-

st e«"hend e n Asr bie·its-n e hsm er zu·--erha«lten.» aß ihnen
d"i"eser'"·’3uzu"gzudem notwendigen Auftriebsemer·j-neuen«,
ihnen seit-Jahrenfehlenden Aktivität verhelfen wird","das
muß freilich-sehr f·r’äglich"erscheinen." «·«

" "·

Mit betontem Optimismus haben sichdie N at i o n a l -

d e m o k r a te n in das Unvermeidliche gesagt. Das

Natiosnale Lager; schreibt
·

der« -,s,Wa1-’szaxvs«kiDziennik

habe seine Teilnahme an den gesetzgebenden
Körperschaften in ihrer durch die neuen Gesetze festgelegten
Form »als vollkommen überflüssig erkannt«· Dieser Stand-

punkt sei jedoch nicht ein Standpunkt des Verzichts. »Im
Gegenteil ist er eine neue konsequente Etappe
d es Kam pfe s, der sich um1 ein nationales Polen ab-

.spielt· Wir unterbrechen unsere Arbeit im lLande nicht. Wir

Veklåf9·U.Ulsk·einen Platz, au,f«dem1unterdengegenwartigen
Bedingungen- ausszuhatren

«·

wir "«««Tals·«"im.«WF»deFchlIch
«

Mit
wüsten grundsätzlicherAnsichten-und;a1gi-fkhapnchsfukzsein-e

gesunde Entwicklung jin-Lande ansehen Sich exk· i-st·;dki ß
Je ian e r Lage v e r bleibe n

n n , in. d"·«er esssjich ""'ge gien wa rstsi g b les-fi n d k tx-

:D·as,.he.ißt:··DieNationaldeniokraten werden ihre Kräfte nichst
s,dadurch"-·verb-r«äuchen,.daß.s.ie""den aussichtslosen Versuch

unternehmen-, v-ein·e kleinere ·od-er größere, "«in«jedem Falle



aber zur Ausübung eines bestimmten Einflussesnicht aus-

reichen-de Fahl von, Abgeordneten in die Parlamente zu
schicken. Sondern sie werden ihre ganze Anstrengung
darauf richten, den Regierungsblock von innen

heraus zu zermürben und zu zersetzen- durch
unablässige Kle-inarbeit, offen oder getarnt, in Aemter
a n d P o st e n z u ko m In e n , ihre e,unentbehrliche«Jn-
telligenz und ihren schleichenden·Klerikalismusspielen·zu
lassen, also einen Weg zu beschreiten·,der ihnen tmehr liegt
als der offene Kampf. Mut haben d i e s e Kreise immer nur
dann gehabt, wenn sie sicher waren, daß der Gegner, mit

dem sie es zu tun hatten, ohnehin schon.halb tot war. Das

beste Beispiel hierfür ist der Ausstand in Posen.
· ·

Es sZeinhdaß die Nationaldemokraten in ihrem
weiteren ampf gegen die Regierung eine wesentliche
hilfe beim polnischen Klerus finden werden,
dessen Beziehungen zur Regierung nicht eben vals freund-
schaftlich bezeichnet werden können·.·Der politischeKlerus
hat offenbar die Absicht, sich jetzt starker als bisher in d i e

polnische Jnnenpolitik einzuschalten, »und
zwar vor allem aus dem Gebieteder Sozial-
p o l i t i k, das ihm die beste Gelegenheit gibt,«m«achtpolitische
Bestrebungen mit dem Mantel der sog.chritlichenNächsten-
liebe zu tarnen. Jnteressant ist in die er»hinsicht»eine

Unterredung, die der K a r d i n al h l o n d kurzlichmit der

Wiener »Reichspost« gehabt hat« Bisher, heißt es da,
,,konnten wir uns nur ganz wenig mit sozialen Fragen
befassen. Um diese »durchdie Verhaltnisseerzwungene Ver-

säumnis nachzuholen, habe ich im Einvernehmen mit dem

bl. Vater eine Gruppe wissenschaftlich geschulter Faehleute
unter dem Namen ,Sozialer Rat beim Primas
von P o l en· zussammengefaßt Dessen Mitglieder be-
arbeiten das ganze Gebiet der katholischen Soziallehre in

Aber der innerpolitische Kampf dauert an.

wei Serien von Publikationien. Die eine Reihe ist wissen-schaftlichgehalten und für die gebildete We.ltjbeftimmt, die
andere macht in volkstümlichen kleinen heftchen, die von

Zeit zu Zeit herauskommen-, den Bauern und den Arbeiter
mit der katholisch-en Soziallehre bekannt . Ein e

ständischeOrganisation des Staates, wie
ie in Oesterreich durchgeführt wird, ist in

unserer neuen Verfassung nur in kleinen
Ansätzen an esdeiitet. Wir müssen zunächst
viel wissenschaftlicheAufklärungsarbeit
leisten und dann die Gewinnung der Massen
ins Werk setzen, bis wir das Volk dazu ge-
bracht haben, mit einem korporativen Auf-
bau beginnen zu könneii.« Diese Worte sind ein-
deutig genug. Die Zustände, wie sie in dem von Klerus und

Faschismiis mißhiansdelten deutschen Oesterreich herrschen,
sind für den Kardinal das Jdeal, das er auch auf Polen
angewandt wissen möchte. Es genügt wohl, an die ver-

hängnisvolle Rolle zu erinnern, die die Jesuiten im
alten polnischen Reiche während der letzten andert-
halb Jahrhunderte seines Bestehens gespielt haben, um die
richtige Einstellung zu den klerikalen Msachtansprüchsenzu
finden. Die polnische Regierung hat, weiiinspsie
sich diesen Ansprüchen nicht unterzuordnen bereit ist, mit
der aktiven Feindschaft des Klerus zu
r ech n e n. Die verfassungsmäßige Form ist geschaffen.·

Er ist durch
Verfassung und Wahlgesetze nur von der Oberfläche des
politischen Lebens verdrängt worden. Um so hartnäckiger
wird er in der Stille fort-geführtwerden, unid zwar auf
seiten des regieruiigsfeindlichen Lagers von Kräften, die in

giessårKasmpfesweise eine nicht zu unterschätzendeUebung
esi en.

Kriegsschiff-z Kvlonien und Gdingen
Am 29. Juni wurde in Polen, wie schon seit mehreren

Jahren, d a s F est d e s M e e r e s gefeiert. Die hauptfeier
fand wieder in Gdingen statt. Verschiedene Umstände ver-

liehen der diesjährigen Feier einen besonderen Charakter.
Sie traten am- sichtbarsten in der Rede des Armeeinfpekteurs
Generals S o s n k o w s k i hervor.- »Das Fest des Meeres-",
sagte der General u. a» ,,ist das feierliche, alljährlich wieder-
holte Gelöbnis der ganzen Nation, daß die schweren Sunden
und Jrrtiimer unserer Geschichte sich niemals mehr wieder-

holen. Es ist die Kundgiebung des unverbrüchlichenWillens
zur Erhaltung und Festigung dessen, was die Periode
Josef Pilsudskis Polen gegeben hat, die Bestätigungsichselber
und den Fremden gegenüber, daß wir das in die weite Welt

geöffnete Fenster
uns niemals wieder vor der Nase werden

zufchlagen las en, daß die ihrer Bestimmung bewußte, sich
rasch vermehren-de und von Lebenskraften strotzende
polnische Nation ihrer Rechte auf einen gehorLgenPlatz in

der Welt, auf Arbeit und Raum, eingedenk ist. Wennman
bedenkt, daß die polnische See- und Kolonialliga,
die vor einiger Zeit mit scharfer aggressiver Tendenz gegen
Danzig ihre Jahreshauptversammluåiz

in Danzig und
Gdingen veranstaltet hat, etwa 13

« Ortsgruppenu mit
320 000 Mitgliedern zählt, dann wird man zugeben müssen,
daß die Worte des Generals Sosnkowskieinigermaßen den

Tatsachen entsprechen.
» »

»»Ausbau der polnischen Kriegsflotte!
Diese Parole hat vor allem das diesjährige Fest des Meeres
behekkschL Unverkennbar hat für die Wahl dieser Parole

er Ausbau der deutschen Kriegsflotte einen wichtigen
Anstoß gegeben. Die polnische Flotte besitzt heute gegen
10000 Tonnen; 7000 Tonnen befinden sich gegenwärtig im
BAU- AU·MaNNschaftenzählt die Flotte 370 Offiziere und
3700 Maklaefoidaten. Jhre Stärke entspricht also etwa

derjenigen der deutschen Flotte Mitte der 70er Jahre. Der
weitere Ausbau der Flotte bildet einen wesentlichen Punkt
des polnischen Rustungsprogram-ms. Dafür stehen n e b e n

den im Etat des Kriegsministeriums vor-

siesehenenMitteln« noch (allerdin s be-

chkänkte)Mittel,.die durch private um«-!-
lungen aufgebracht werden, bereit. Die
Sammeiqiiion wird in der hauptiuche von der See-und
Kolonialliga organisiert und geleitet; daneben bestehtZeiteintan Jahren noch ein besonderes Militarkomitee. ·- er

»Meeres-Verteidigungsfonds«, in dem die
nicht immer ohne gselinden Nach-druck gesammelten Mittel
zusammenfließen,untersteht der Kontrolle des Staates. Die
Sammlung-en hab-en bisher etwa. 5 Mill. Zloty,· davon im
vergangenen Jahre allein etwa 4 Mill. Zloth, ergeben. Diese
Summe soll für den Bau eines Unterseebootes
verwandt werden, das auf den Namen des Marschalls
Pilsudski getauft werden soll; und zwar soll dieses Untersee-
boot die erste Einheit der polnischen Kriegsflottesein, die
auf einer polnischen Werft in dingen er-

baut werden wird. »Es ist nötig«.',sagte General Sosn-
kowski in seiner Gdingesner Rede, »daß Polen das Land
hervorragender Flieger und tüchtiger Seeleute wird, wie
es seit sehr alter Zeitdie heimat ausdauernsder Jnfanteristen
und glänzen-der avalleristen ist . . . Jch hege den tiefen-
Glauben, daß wir durch die gemeinsame Kraftanstrengung
von Regierung und Volk einesolche Kriegsflotte aufbauen
werden, deren Polen bedarf. Jch gehöre zu der Generation,
die mit eigenen Augen gesehen hat, wie in den händen
Pilsudskis mancher scheinbar unerfüllbare Traum die Gestalt
der Wirklichkeit.annahm. Utopie ist ein beliebtes Wort
kleingläubiger Leute, eine unfreundliche Ausrede, deren sich
gern jede Passioität, jede Abneigung gegen Kraftanstren-
gung bedient!«

·

",,Polen braucht Kolonien!« Das war die

zweite Parole, unter der das diesjährige Fest dies Meeres
durchgeführt wurde. Die Erklärungen, die Sosnkowskizu
diesem Thema abgab, besitzen, da sie von einer der maß-
gebendsten Persönlichkeiten des heutigenPolens stammen,
etwas mehr als. bloß propagandistischen Wert: »Der
rasche Bevölkerungszuwachs bewirkt .es, daß
Polen schon im Laufe weniger Jahre eine Nation werden
kann, die infolge des Mangels an Platz und Ueberschusses
von Arbeitskräften erstickt. Die Bevolkerungsfrage ist bei
uns ein außerordentlich bedeutsames Problem, dessen vor-
teilhafte Lösung eine

ganzelReihe gut durchdachtersMittel
erfordert. Unter diesen itteln ist die Erlangung
vonKolonienvielleichtwederdaswichtigste
noch das dringendste. Sicherlich haben wir noch
viel vor allem bei uns zu Hause zu tun. Sicherlichsind mit
den- GroßmachtsambitionenPolens nicht recht in Einklang

u bringen der geringe Pulsschlag unserer Jndustrie, die
lutarniut des inneren handels,- das bescheidene;Budge,t-.
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die Not unseres Dorfes, der Schmutz der kleinen Städte,
die schlechten Wege, das traurige und vernachlässigte Aus-

sehen der Gebäu-de unsd Ansiedlungen. Es ist au schwer zu
bestreiten, daß alle exotischen Programsme die Ge ahr in sich
bergen, daß sie die Aufmerksamkeit der Volksgemeinschaft
davon ablenken können, was am dringendsten ist unsd was

im eigenen hause vor allem der Erledigung harrt. U n d

doch muß,wenn unser Staatstarkund groß
werden soll, der polnische Gedanke stark
genu sein, um über die Meere fernen
exotischenGebieten zuzustreben.Die Frage
der Kolonien muß auf die Tagesordnung

estelltwerden,im Innern durch die Schaf-
sung einer starken Strömung der öffent-
lichen Meinung, n-"ach außen durch die Do-

kumentierung der Rechte und Bedürfnisse
des sich übervölkernden Polens. Günstige
Konjunkturen ereignen sich selten, unsd ewöhnlich gehen
sie, ohne wiederzukehren, an uns vor ei. Man muß
daher wachsam sein, d. h. dessen eingedenk sein, daß es zur

·

Ausnutzung der Konjunktur notwendi ist, daß das eine

bestimmte Nation angehende Problem Fürdie Weltmeinsung
lebendig sei.« Nach diesen Worten Sosnkowskis hat es den

Anschein, daß Polen ,,bei günstiger Konjunk-
tur« mit der Forderung nach Kolonialbesitz
in Uebersee vor die Weltö fentlichkeit zu
trete-n g eden k t. Man scheint in olen zu hoffen, daß
der Augenblick zu eine-m Vorstvß in dieser Richtung ein-
treten wird,· in dem die heute schon vielfach ernstlich erörterte

Frageder Rückgabe bestimmter afrikanischer Kolonialgebiete
an eutschland akut werden wir-d.

,,Schwächung Danzigs l« Dieses dritte Leit-

motiv, das sdas Fest des Meeres bestimmt hat, hat General

Svsnkowski in seiner Gdinsgener Ansprache zwar nur bei-

läufig erwähnt. Es hat nichtsdestosweniger den Ton, auf
den das Fest abgestimmt war, maßgeblich beeinflußt. An
den Veranstaltun en in Gdingen beteiligte sich auch eine

Gruppe des Kolenbundes aus Danzig; und

bezeichnenderweise wurde erade diese Gruppe, die ein

roßes Plakat mit der Au chrift trug: »Das polnische (!)
nzig grüßt Gdingen« besonders stürsmischbegrüßt. Die

Erregung und Kampfstimsmung, in die die polnische Oeffent-
lichkeit durch die aggressive haltung Warschaus in der

Danziger Währungsfrage versetzt worden war,
wirkte noch nach; und dazu kaim eine ewifse Enttäuschung
darüber, daß die Vereinigung dieser rage nicht so ver-

laufen ist, wie man es

fig—
etwas vvreilig — schon »so

schön«ausgemalt hatte. ieStabilitätdesDan-.-

figer
Gulsdens steht außer Fra e. Der Ver-

uch der polnischen Regierung, anzig durch
die Einführung der Zlotpwährung aus

seiner vorübergehenden Finan misere zu
,,helfen«, ist nicht gelun gen. Die evisen-bewirt-
schaftung bleibt, solange sie im Interesse der Danziger
Währung zweckmäßig ist, weiter in Kraft; die Bes räu-
kungen sind so weit gelockert, wie es die Notwendig eiten
des Danziger handels erfordern. Der Widerstand der

staatsgefährdenden Opposition, die sich in den Dienst sder an

ein-er Zermürbung des Danziger Deutschtums interessierten
ausländischen Kreise gestellt at, wird, wo es nottut, durch
den rücksichtslosenEinsatz. taatlicher Zwangsmittel ge-
brochen. Die polnischeRegierung hat sich dazu bereitfinden
müssen, von der Verfolgung p o l i t i s ch e r Ziele gegenüber

DanzikgAbstand zu nehmen. hinter der Freien Stadt steht
das eich, hinter den Danziger Nationalsozialiften die Stoß-
knaft der nzen Bewegung.

Um o stärker tritt in Polen jetzt wieder
die Tendenz hervor, Danzig durch wirt-

schaftliche Kampfmaßnahmen in die Knie

zu zwingen. Das Kampfmittel hierbei ist Gdinsgen.
Mit der Behauptung, daß die DanzigerWährun smaß-nahmen den Transitverkehr über den anzigerhafenbe-

hindern und die geschäftlichenInteressen er polnischen
handelsfirmen gefährden, wird d e r se e w ä r ti g e- p o l -

nische Außenhandel in erneut verstärktem
Maße von Danzig weg nach Gsdingen ge-
leitet. Danzig, schrieb die vffiziöse »Cazeta Polska« vor

kurzem in bezug auf die Danziger Währungsmaßnahmen,
höre auf, ein loyaler Vermittler zu sein; es setze sich der

Notwendigkeit aus, daß der polnische Expvrt auf einen
anderen Weg geleitet wird. Wenn man weiter beachtet, wie

Polen sich mit neuem Eifer dem weiteren Ausbau des

Gdingener hafens zuwendet, einen ho l
Folgafe n baut und

neue G e t r e i d e s il o s errichtet, also aßnahmen trifft,
die auf eine neue, bewußte Schadigung des Danziger Gasens
abzielen, dann muß man den Eindruck gewinnen, daß nach
einer durch die Verträge von 1933J34 eingeleiteten Periode
nützlicherZusammenarbeit setzt eine neue Periode des ver-

schärftenKampfes beginnt-, in dem ganz gewiß nicht Danzig,
also der wirtschaftlich schwächere der beiden Partner, der»

Angreiferist. Eine solche Entwicklung wäre im Interesse
al er Beteiligten zu bedauern.

Ein Kampf um Selbstbestimmung
In einer Zeit, in der das Deuts tum Oesterreichs durch

ein Regime, das keine Stü ung im vlke findet, unter die

doppelte Frvn des Krumm tabes und des Liktvrenbündels

gebeugt ist, ist es besonders notwendig, sich einer Zeit zu
erinnern, in der dieses Deutschtum innen- und außenpolitisch
noch die Freiheit besaß, seinen Willen zu äußern. An die

Vorgänge dieser eit mcuß man sich halten, die Volks-

stimmung dieser eit muß man prüfen, und die volks-

politische haltung der Regierenden dieser Zeit muß man

studieren, wenn man wissen will, wie es mit dem klerikalen

Retorteiiprodult des sog. ,,österreichischenMenschen«, der

heute im Wiener Negierungsviertel geistert, in Wahrheit
bestellt ist. Diese Zeit wird in einem Buche von Dr. K u rt

Trampler unter dem Titel ,,Deutschösterreich
1918119 Ein Kampf um Selb tbestimmung·
behandelt (Earl heynianns Verlag, erlin 1935. 251
Seiten. Preis 6,00 JMU Das Buch enthält neben einer

längerenEinleitung, die einen zusammen-hängenden Ueber-

«blickuber die damaligen deutschösterreichischenEreignisse
ibt, in der hauptsa e eine Urkundensammlung.
lso einelansgweilige

essiert, wird vielleicht mancher sagen. Weit gefehlt! Diese
kaumente eines Kampfes um völkische Selbstbestimmung

aben mit Rücksichtauf die Zustände im heutigen Kirchen-
aat Oesterreich ihren besonderen g e g e n w a r t s p o l i t i -

ch e n W e r t. Sie wirken in der stickigen Atmosphäre von

Katholizität und Latinität wie ein befreiender Windstoß.
Der Zusammenbruch, den das Deuts Reich im herbst

1918 erlebte, ist durchaus nicht mit dem usammenbruch zu
vergleichen, der sich etwa zur selben Zeit am hat-sbürger-
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ache, die nur den Fachmann inter-·

reiche erfüllte. Was damals im R eich e geschah, das war

ein nationaler Zusammenbruch, aus dem die

Minderwertigkeit der Revolteführer keinen Weg zu neuen

schöpferischenZielen zu weisen vermochte. Zwar kam auch
in Oesterreich der zersetzende Geist des Klassenkampfes zum
Durchbruch. Aber daneben gab es doch einen Gedanken, der

alle die auseinanderstrebenden politischen Richtungen des

österreichischenDeutschtums zu einer gemeinsamen Anstren-
gung vereint-e. Nicht anders als wie für die Tschechen, Polen,
Rusmäneii, Italiener, Serben und anderen Fremdvvlker
war auch für die Deutschen der »im»Reichsrat
vertretenen Königreiche und Lander« der

Sturz der habsburger der Beginn feiner
nationalen Revolution. Und mochten sie sich auch
sonst noch so heftig be«fehden,die Sorge um die Erhaltung
des Deutschtums in allen Gebieten des auseinanderfallenden
Reiches führte die Parteien zusammen: Am 21. Oktober 1918

wurde durch einstimmigen Beschluß aller deutschen Ab-

geordneten des österreichisch-ungarischenReichsrates die
'

»prvvisvrissche Nationalversammlung für
D e u t s ch ö st e r r e i ch« konstituiert: »Die Geschichte hat
uns zum Gründer des alten Staates Oefterreich gemacht-
und wir haben diesem Staate durch die Jahrhunderte m

unverbriichlicher Treue und in selbstloser Aufop erung

unser Bestes an Kultur und Wirtschaft hingegeben: hn e

Dank scheiden wir nun aus diesem Staate,
um unsere Volkskraft auf uns allein zu stellen und aus

ihrem unversiegbaren Born hoffnungsvoll ein neue-,

nur unserm Volk allein dienendes Gemein-
w es e n auszubauen.«



Am 30. Oktober 1918 wurde die erfolgte Gründung des
Staates Deutschösterreich dem Präsidenten W i l s o n

in einer Note zur Kenntnis gebracht: ,,D e r n e u e S t a at

sbeansprucht«, heißt es darin, »die Gebiets-
hoheit über alle jene Gebiete

heriDgenOesterreich, in denen die Deutschen
die ehrheit der Bevölkerung bilden.« Wenn
von seiten der Gegner Deiits österreich als ein ,,Reststaat
Oesterreich-Ungarns«hingeste t wurde, sp haben sich·die

Deutschösterreicherselbst ganz
·

entschieden gegen diesen
Versuch gewehrt, die nationalrevolutionare
E n t st e h u n g s u r s a ch e ihres Staates zu« leugnen.
Oesterreich-Ungarn ist n i cht etwa durch Annexionen oder

Lostrennuiigsbestrebungen einzeln-er Völker und Staaten

aus das Gebiet Deutschösterreichs zusammengeschrumpst;
sondern die Gründung Deutschösterreichs hat
sich wie die Gründung aller anderen, aus
dem Gebiete der alten Doppelmonarchie
entstandenen Staaten aus dem Wege der

völkischen Selbstbestimmung vollzogen.
Kraft völkischer Selbstbestimmung gehörten dem Staate

Deutschösterreichnicht etwa nur· d i e g eschlo ssen en

deutsche-n Siedlungsgebiete des alten habs-
burgerreiches, sondern auch d i e g r o ß e r e n u n d

kleineren, allenthalben verstreuten deut-

schen Sprachinseln an. Ueber die nicht zum ge-

schlossenen deutschen Siedlungs ebiete gehorendendeutschen
Landesteile hie es in der taatserklarung des

deutschösterreichichen Staatsrates v o in 1 2. N o v e rn b e r

1 9 1 8 : »Die in den Siedlungsgebieten anderer Nationen

eingeschlossenen, allein oder überwiegend von Deutschenbe-

wohnten oder verwalteten Sprachinseln, Stadie, Gemeinden
und Ortschaften der im Reichsrate vertretenen Konigreiche
und Länder bleiben bis zur verfassungs- und völkerrecht-
lichen Sicherstellung ihrer politischen und nationalen Rechte
einstweilen unter der hoheit des Staates

Deutschösterreich und bilden dessen zeitweili-
g e s R e ch t s b e r e i ch. Sie behalten ihre bisherige
Vertretung in der provisorischen Nationalversammlung
und bleiben den Gesetzen und Behörden von Deutsch-
österreichunterstellt.«

Deutschösterreich war freilich zu schwach, um seinen
staatlichen Rechten und volks olitischen Forderungen in den

verstreuten Sprachinseln in rain, Ungarn, Galizien usw.,
die nach der erwähnten Staatserklärung als sein »Seit-
weiliges Rechtsbereich« galten, praktisch Gültigkeit zu ver-

schaffen. Aber innerhalb des geschlossenen deutschen
Siedlungsgebietes einschließlichder großen deutschen Sprach-
inseln Mährens hat Deutschösterreich tatsächlich, wie
Trampler anhand einiger bezeichnender Dokumente beweist,
staatliche Funktionen versehen. Der-Staat«Deutsch-
österreich, der kein Reststaat Oesterreich-l·lngar-ns,
sondern eine aus dem nationalen Bekenntnis seiner Be-
wohner entstsandene Neuschöpfung war, hat, was Inan ·im
Reiche heute schon fasst wieder vergessen hat, tats a·ch·lich
bestanden. Er war ein räumlich zwar unein-heitliches,
national aber völli einheitliches Gebiet.
Er war ein Staat, der in seinervölkischen Struktur dem
von Wilson verkündeten Selbstbestimmungsrechte der

Völker fast hundertproentig entsprach. Jn den zu Deutsch-
österreichgehörenden ebieten Böhmens z. B. ergaben die
unter tschechsischerFremdgeivalt durchgeführten Gemeinde-
wahlen eine Mehrheit von 95 Prozent sur die

deutschen Parteienl Ganz aus den Grundsatz des
Selb tbestimmungsrechts gebaut, konnte Deutschösterreich
als taat nur bestehen, wenn von den Mächten, die damals
das GeschickEuropas bestimmten, dieser von ihnen selbst
verkündete

Grundsatzgeachtet und durchgeführt wurde.
Aber Deutschsüdtiro wurde auf Grund des Waffen-
stillstansdes von den Jtalienern besetzt: in das südliche
Kärnten und die Südsteiermark fielen die Südslawen ein;
Und in Böhmen Und Möhren gaben auf das völkische Be-
kenntnis der Deutschen die tschechischen Maschinengewehre
eine blutige Antwort. Diese-Gebiete,- die etwa 4 Millionen

Einwohner ziihlten, blieben bis zum Inkrafttreten .des
Friedensdiktates von Rechts wegen deutschösterreichische,
aber von seindlichen Truppen besetzte Ge-

biete. Tapser und hartnäckig hat· der Staat Deutsch-
Ostekkeich gegen den --Bernichtungsivillen der Sieger um

des bis-.

seine Grenzen gekämpft. Mit dem D i ktat von Saint
G e r m a i n war das Schicksal des aus dem Zusammenbruch
habsburgs hervorgegangenen, fast 10 Millionen Menschen
umfassenden deutschöstserreichischenStaates besiegelt. Am
6. September 1919 beschloß die Nationalversasmsmlung die
Unter eichnung des aufgezwungenen Friedens. Es war die
letzte agung, zu dser sich die Nationalversainmlung als die

Vertretung des gesamten deutschösterreichischenVolkes ver-

einte. Die letzten Worte, die in ihr gesprochen wurden,
galten dem unveränderlichen Glauben an das dereinstige
Kommen des großdeutschenReiches: »Und dann soll uns im
Frieden neu erstehen ein Reich, das keine Gewalt über
andere ausüben will, aber auch keine Gewalt fürchtet: D a s

große Reich der Deutschen Nation. Dieses
Einheitsreich., es wird und es muß uns ers»
stehen« Wenn wir diese hoffnung nicht ·

hätten, könnten wir den heutigen Tag nicht
überwinden.«

Jm Bekenntnis zum Reich hat der deutschösterreichische
Kampf um Selbstbestimmung seinen bezeichnendsten Aus-
druck gesunden· Schon als das Reich no Monarchie war,
am 30. Oktober 1918, richtete die proviorische National-»
versammlung Deutschösterreichs»an· die besreiindete Regie--
rung des Deutschen Reiches die drin ende Bitte, im Ein--
vernehmen mit dem deutschösterreichischenStaatsrate den
Schutz des deutschösterreichischenGebietes zu übernehmen«.
Und wenig-e Tagenach dem Ausbruch der Novemberrevolte
im Reich, am 1 . November 1918, verabschiedete die provi-
sorische Nationalversammlung in Wien durch einstimmigen
Beschluß das Gesetz über die Staats- und Regierungssorm,
in dessen 2. Artikel es heißt: »Deutschösterreich ist
ein Bestandteil der Deutschen Republik. Be-
sondere Gesetze regeln die Teilnahme an der Gesetzgebung
und Verwaltung der Deutschen Republik sowie die Aus-

dehnung des Geltungsbereichies von Gesetzen und Ein-
richtungen der Deutschen Republik aus Oefterreich.«Damals
sprach der Staatskanzler Renner unter dem Jubel der
Abgeordneten aller Parteien und der vor dem Parlament
harrenden Massen: »Unser großes Volk ist in Not und
Unglück . .. Aber erade in dieser Stunde, wo

es so leicht und o bequem und vielleicht auch
so verführerisch wäre, seine Rechnung ab-

esondert zu stellen unsd vielleicht auch von der
ist der Feinde Vorteile zu erhaschen, in dieser Stunde soll«

unser deutsches Volk in allen Gauen wissen: Wir sindj
ein Stamm und eine Schicksalsg"e"mein-«
schnitt-«

»heim ins Reicht« —- das war die Parole, unter der
in Deutschösterreichdie Wahlen zur konstituieren-
den Nationalversammlung stattfanden. Jn
ihrer Sitzung vom 12. März 1919 bestätigte diese noch
einmal im Gesetz über die Staatssorm den Willen
des Volkes: ,,Deutschösterreich ist ein Bestand-
teil des Deutschen Reiches!« Unsd Staatssekretär
B a u e r sagte in seinem Bericht über die Entwicklung der

Anschlußverhandlungen mit der Berliner Regierung:
»Wenn wir heute bekrästigen, daß Deutschösterreich.

·
. ein

Bestandteil der großen Deutschen Republik werden soll, so
wird niemand bezweifeln können, daß wir befugt ind,
diesen Beschluß u fassen im Namen unserer Wählers st-
im Namen es ganzen deutschbsterreichi»-
sch e n V o l k e s. Die Vereinigung Deutschösterreichs·mit
der großen Deutschen Republik bekrästigen wir heute wieder

als unser Programm.«

Aber bald senkten sich die Schatten der«Diktatskonferenz
über das mit soviel Begseisterung und sovielhoffnung be-

gonnene Werk. Jn Saint Germsain war die Verurteilung
des lebensunfiihigen Alpenstaates zu staatlicher ,,Unab-
hängigkeit« von vornherein eine be chlossene Sache. Die
Friedensbedingungen, die der deutschösterreichi-
schen Delegation am 2. Juli 1919 überreichtwurden, brachten
den immer noch hoffenden diese Gewißheit. Aber als die

deutschösterreichischeNationalversammlung am 6. September
die Annahme des Diktates beschloß,faßte sie zu leich einen

Beschluß, in dem sie gegen die Vergewoltigung··es Selbst-
bestinimungsrechtes von 10 Millionen Deutschosterreichern
Verwahrung einlegte: »Die N a t i o n a l v e r s a m m -

lung erhebt vor aller Welt feierlich ihren

161



Protestdagegen,daß der Friedensvertrag
von Saint Germain unter dem Vorwande, die

Unabhängigkeit Deutschösterreichs zu schützen, dem

dieutschösterreichischen Volke sein Selbst-
bestimmungsrecht nimmt, ihm die Erfül-
lung seines .f)erzenswunsches, seine wirtschaft-
liche, kulturelle und politische Lebensnotwensdigkeit, die

Vereinigung mit dein deutschen Mutter-

lande,verweigert.«

Jm Artikel 88 des Diktates von Saint Germain
wurde bestimmt: »Die Unabhängigkeit Oefter-.
reichs ist unabänderlich, es sei denn, daß
der Rat des Völkerbundes einer Abände-

r un g z u st i m m t . . .« Dieser Artikel schien den Deut-schen
Oesterreichs eine· vertragliche handhabe zur weiteren Ver-

folgung der bisher an der iiberlegenen Macht der feindlichen
Waffen gescheiterten Anschlußpläne zu geben. Der Wille des
um sein Recht auf Selbstbestimmung betrogenen Volkes
veranlaßte den Staat, dser in Saint Germain hatte kapitu-
lieren müssen, sich erneut der Anschlußfrage anzunehmen:
Nachdem die Nationalversammlung schon einmal am

l. Oktober 1920 die Regierung aufgefordert hatte, eine

Volksabstimmung über den Anschluß Oefterreichs ans Reich

Zuveranstalten, erhob der Rationalrat am 12. Mai 1921.

»ieseForderung zum Gesetz; er beschloß die Durchführung
einer V o l k s a b ft i m m u n g über folgende Frage:
»Sol! die Bundesre, ierung beim Rate des
Bsölkerbundes um ustimmung zum An-

schluß der Republik Oesterreich an das

Deutsche Reich nachsuchen?« Jm Lager der Feinde
war mansich von vornherein darüber im klaren, daß diese
Volksabstimmung ein überwältigendes Bekenntnis der

Deutschen Oesterreichs zum Reich bringen würde (J m

Land e Tiro l, wo schon am 24, April 1921 eine Volks-

befragung durchgeführt worden war, hatten v o n 1 4 7 0 00

abgegebenen Stimmen bei 90prozentiger Wahl-
beteiligung)145 000 für denZusammenschluß
m i t d e m R e i ch e g e st i m m t.) Aus erklärlichen Gründen

Nervofität
Viel Sorge macht den Litaiuern die Entwicklung

der außenpolitischen Situation ihres Staates.
sDas Regierungslager trägt zwar einen betonten Optimis-
mus zur Schau. Jn den Oppositionslagern aber wird über

diie Gefahren, in die der litauische Staat durch die arrogante
Großmannssucht und die außenpolitischen Spekulationen
iseiner derzeitigen Machthsaber hineinmanövriert worden ist,
ziemlich offen gesprochen. Der klerikale »Rytas« z. B.

sprach kürzlich in einem Leitartikel die keineswegs grundlose
Befürchtung aus, daß die Gsroßmächtewenn es ihnen ein-

jmgl zweckmäßig·erscheinensollte, keine Bedenken tragen
wurden,udie von ihnen bisher mehr oder weniger geschützten
und gefordertenInteressen des litauischen Kleinstaiates dem

eigenen Vorteil zu opfern. England sei Litauen nicht
freundlich gesinnt, Frankreich wer-de schließlichdas tun, was

England in der Memelfragse von ihm verlange, und auch die
Sowjetunion denke gar ni t daran, wenn es einmal hart
auf hart gehen sollte, sich itsauens wegen in Unkosten zu
stürzen· Die gian e Lage, so heißt es im ,,Rytas« dann
weiter, zwingt itauen zum ,,V e r z i cht a us d e n

uxus, mit zwei großen Nachbarstaaten,
nämlich mit Deutschland und Polen, auf
Kriegsfuß zu stehen. Es scheint, daß jetzt der Zeit-
punkt gekommen ist, die Methoden der litauischen Außen-
politik einer Revision zu unterziehen, eine Neuorientierung
vorzunehmen und nach einer Normalisierung der Be-
ziehungen zu den Rachbarstaaten Deutschland und Polen
zu streben«.

Auch die regieren-den Kreise sind sich anscheinend der
immer unhaltbarer werdenden Lag-e ihres Staate-s bewußt.
Allerdingsscheinen sie sich mit dem Gedanken einer Nor-
malisierung der Beziehungen zu den beiden großen
Rachbarstaaten nicht befreunden zu können (auch der
,,Rytas« verrat ja nicht, wie seiner Meinung nach diese
Normalisierung aussehen soll). Vielmehr scheinen die
Regierenden in Kauen ihre bisherige Msethode,s un-
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scheute man sich ism seindlichenLager, im Völkerbundsrat
über einen aus die Ergebnisse einer Volksabstimmung ge-
stützten Anschliißantrag der Wiener Regierung Beschluß
fass-en zu müssen« So wurden denn wied er einmal

alleMachtmittel der Siegerstaaten in Be-

wegung gesetzt, um einevaller Weltsichtsbare
Bekundung des Volkswillens in Oefterreich
zu verhindern. Mit der erneuten Verhängung der

hungerblockasde, msit der Besetzung Karntens, der Aufteilung
Oesterreichs unter die Nachbarstaaten, mit allen nur erdenk-

lichen Mitteln wurde gedroht, falls »die österreichischeRe-

gierung «nicht imstande. sein sollte, die gegenwartigen, auf
den Anschluß ain das Deutsche Reich hinzielenden Um-
triesbse (li) wirkungslos zu machen.« D«a s V o l k i n O est e r-

reichvwar am Ver-hungern. Das war es, was dsie

Regierun in Wien schließlichdoch wieder zum Nachgeben
wang." m 4. Oktober 1922 unterschrieb sie ein neues

iktat der Feindmächte, das ,,G e nfer P rotoko l l«, in
dem die Regierungen Englands, Italiens, Frankreichs und
der Tschecheiebenso feierlich wie verlogen erklärten, die

-,,Unsabhängigkeit«sOesterreichs vor allen Gefahren zu

schützen,während die Regierung Oefterreichs die Verpflich-
tung eingehen mußte, »sich jeder Handlung und jeder wirst-I

sschaftlichen und finanziellen Bindung zu. enthalten, die ge-:
eignet wäre, die Unabhängigkeitihres Staates direkt oder-
indirekt zu beeinträchtigen'.·

Dem Staate waren die hände gebunden. Aber die-.
V ol k s b e w e g u n g blieb weiter lebendig. Sie ist es

heute wie damals. Nur e in Unterschied besteht zwischen
heute und damals. Damals stand die Regierung,
wenn sie sich auch der Gewalt beugen mußte, a uf seiten
d e s V o l k e s; sie wollte die Vollstreckerin des klar zutage
liegenden Volkswillens sein und wurde an seiner Befolgung
nur durch die überlegene Gewalt äußerer Feinde gehindert.
heute dagegen steht die Regierung gegen
das Volk, auf seiten der äußeren Feinde-
Der römische Segen wird sie nicht vor idem Fluche des Volkes

bewahren, das sie lbetrügt und verrät. Di-. Kreaeh

am Riemen
angenehme politische Situationen mit sturer hartnäckigkeit
durchzuhalten, für die einzig brauchbare zu halten. Immer-
hin sehen sie ein, daß sich mit dieser Methode nur solange
etwas ausrichten läßt, ails unter den Mächten, auf die es

ankommt, keine Einigkeit herrscht. So hat sich denn der

litauische Außenminister Lozoraitis auf Reissen be-

geben, um das Ausland über die »wahre Lage« im Memel-
land zu unterrichten Zunächst fuhr er nach S ch w ed enz-

obwohl ihn niemand dorthin eingeladen hatte. Man hat ihn
in Stockholm mit einig-er Verwunderung ob dieser un-
verhofften Ehre empfangen. U. a. hat L o zo r a itis auch
dem König von S weden einen Besuch abgestiattet. Wenn
im Anschluß an diseen Besuch von litauischen Amtspersonen
ausländischen Besuchern gegenüber gelten-d gemacht worden
ist, daß König Gustav den litauischen Außenminister ,,dvch«
sicherlich nicht empfangen hätte, wenn die von deutscher
Seite gegen Litauen erhobenen Vorwürfe auf- Wahrheit
beruhten«, so ist dieser Versuch, das moralische Ansehen, das
der König von Schweden allenthalsben genießt, fur das am

Memellasnsd verübte Verbrechen auszuschlachten,zum min-

desten eine grobe Taktlosigkeit gegenüber einer Nation, bei
der man sich mit unpassend-er Ausdringlichkeit elber zu

Tische geladen hat. Kurze Zeit darauf fuhr ozoraitis
nach Frankreich. Offenbar ist Lozoraitis bei Laval

wegen der bereits seit einiger Zeit angekundigten n euen

Memelnote der Signatarstaaten vorstellig ge-
worden. Ueber disese Note gingen schon vosr einiger Zeit
Nachrichten durch die ausländische Presse, die die Regierung
in Kauen einigermaßen nervös gemacht haben. Es wurde
da nämlich gesagt, daß die Signatarstaaten die Absicht
haben, von der litauischen Regierung in mehr oder weniger
ultimativer Form die soforti e herstellung statutgemaßer
Zustände im Memellansde zu For-demund im Ablehnungs-
fall nichts zum Schutze Litauens zu unternehmen, wenn sich
für dieses etwa unangenehme Weiterungen einstellen sollten.
Die Reisse des

litauiscglenAußenministershat offen-bardem

Zwecke gedient, die bsendungemer Note dieses Inhalts



zu hinter-treiben, weil durch diese sehr wahrscheinlich die im
vollen iTLlange befindlichen ,,Wahlvorbereitungen« gestört
werden würden.

Nach nein Tode Pilsusdskis konnte man in der Presse
der baltischen Staaten verschiedentlich von neuen An -

näherllngsversuchen zwischen. Polen und
Litauen lesen. Zweifellos gibt es in Litauen Kreise, die
einer Unssöhnung mit Polen nicht abgeneigt sind. Die

maßgebenden Kreise aber halten teils aus nationalen, teils

auch aus mehr persönlichenGrün-den an der die Annäherung
verhindernden Wilnaforderung fest. Wenn sich die litauische
Regierung bei der Ueberfiihrung der Leiche der

Mutter Pilsudskis nach Wilna entgegenkommend
erwiesen hat, so ist das oon ihrer Seite keine freundschaftliche
Geste gegen Polen gewesen, sondern der personlichen Ber-

mittlungs des estländischenStaatspräsidenten Paets zu
verdanken, der sich auf Ersuchen des polnischen Staats-.
präsidenten in dieser Sache an Smetona gewandt hat. Die

Geriichte iiiber eine neue Aniiäherungsaktion, die an dieses
Vorkommnis geknüpft wurden, sind von litauischer Seite in

entschiedener Weise abgelehnt worden. Vor allein ist da auf
eine Ansprache hinzuweisen, die der litauische Staats-
p r ä s i d e nt S m e to n a Mitte Juni gehalten hat: ,,J ch
gl»au·be daran, daß Polen diesen Fehler
(namlich die Wegnahme Wilnas) w i e d e r

Eggu
tm a ch e n

wi·rd, solange es noch nicht zu spät ist. ilna, die

Wiege unseres Volkes-, unsere hauptstadt,
m u ß u n s e r w e r d e n. Die Sehnsucht des ganzen Volkes

kann nicht ungestillt bleiben. Auch das herz des Marschalls
Pilsudski, das dort bestattet wurde, kann unsere Forderun-
gen nicht unichte machen. Denn dort wurde auch das herzv
unseres olkes bestattet. Jn Wilna liegen die herzen
Gedymins und Witolds begraben, der Begründer der Groß-
macht Litauen. Das gibt uns Kraft und verleiht uns die

hoffnung, daß unsere gerechten Ziele doch noch erreicht
werden« Es ist noch nicht aller Tage Abend.

Schamaitischev Vikderbogen
Stande-die Zustände in litauischen Zuchkhäufern

Der memeldeutsche Lehrer Schirrmannz
ider seinerzeit im« Kiauener Meinelprozeßzu Zuchthaus ver-ur-
teilt wurde, ist, obgleich er bis dahin kerngesund war, im

Z u ch t h a u s g e st o r b e n. Aus die dringende-n Anfraigen
seiner Angehörigen nachseiner Todesursache wurde die Aus-

kunft verweigert. Beileidskundgebungen sowie das geplante
feierliche Begräbnis des Verstorbenen wurden von der

litauischen Polizei verhindert.
Ein anderer, gleichfalls zu Zuchitshaiusverurteilter Memel-

deutscher, der schwer lungsenkrank ist, hat lang-e Zeit
sim Zuchthckus zu Mariasmpol krank gelegen. Daraufhin ist er

nach K-a:u-ein überführt worden, wo man ihin drei Tag-e ohne
jede ärztlsicheUntersuchung und hsilfe liegen ließ. Auf dsie bie-

sorsgteii Anfragien seiner Freunde und Angehörigen erklärt-e

der dortige Arzt, die Untersuchung sei noch nsicht so weit vor-

qejchricteiyals daß er ihnen das Ergebnis mitteilen könnte.

atsachlirh verhalten sich die Diinge so: Die Mitinhaftierten
des Kranken hatten für diesen ein Gniadiesnigiesuchausgesetzt
»und·dieses dein Arzt vorgelegt- Diesser wollte es aber nur dann
befurivortiesn, wenn der Kranke ein Schuldve-
kenntnis unterschreiben würde. Der Arzt sicherte
ihin daraufhin sein-eFreiilassnng zu. Aber »der Deutsche lehnte
dieses Ansinsnen ab nisit die-n Worten: »Wenn ich nicht schuldig
bin, tanin ich leiin Schuldbekentnis unterschreiben Liebe-r will

ich hier krepieren!« Daraus hat der Arzt ihn gesund ge-
gsefchriesben (!!)

Dem verurteiilten deutsche-n Kriegsiinsvailsiden h o yer
haben die Wanzen des Kauener Zuchthauses
iiiesinen Beinstumps derart zerfressen,daß sich
daran Avizessegesendet haben und schwere «g-e-s.unidheiiti-icheSchei-
den hervorrieer.

Der ebenfalls zu Zuchthiaus verurtesiilitse meineldeutschie
Bankpwkurist Seidler hat sich im Zuchthaus einv
schwer-es Aiugenleisden zugezogen Seid-let wollte

auf eigene Rechnung einen Arzt zu Rate ziehen, doch wurde

ihm die Erlaubnis hierzu verweigert.

Unerwiinschle Besucher
Wie peinlich es den Lit-auern ist, w e n n A u s l ä n d e r

das Memelgebiet besuchen, um sich über die
dortigen Zuständezu unterrichten, das zeigt u. a. folgen-der
Vokfullz Ein an der Berliner Universität studierender
E n g la n d e r wurde kürzlichin der Näh-e von Memel v e r-

hafsetz ex sollte wegen »Ph0tographierens militärischer
Geheimnisse «unterAnklage gestellt werden. Zwei Tage
dauerte es, bis der jun e Engländer, der überhaupt keinen
PhOWUPParat mithichührte (l), auf die energischen Bor-
stellungen des«britichen Konsuls hin aus der haft entlassen
wurde und wieder nach Berlin urückkehrenkonnte. Auch
Leinanderer Vorfall, der typisch Fürdie iitauischen Verhält-
nisse ist, beleuchtet das vom schlechtenGewissen genährte
Mlßtrauemmit dem man in diesem Lan-de jedem fremden
Ppillther begegnet. Als vor kurzem ein i g e a us-

ilandifche Journalisten nach Meinel und Kauen
Mitm, Um sich über die Verhältnissediesseits und jenseits
ider alten deutsch-russischenGrenze zu orientieren, wurden

sie- auf Schritt und Tritt von einem. Agenten der-
Geheimpolizei verfolgt. Sie leisteten sich, da ihnen-
der Mann allmählich leid tat, schließlichden Scherz, ihren
»Schatten«,als sie in einem Kaueners Kaffee saßen, mit
an ihren Tisch zu bitten. Berlsegen grinsend folgte dieser
der Einladung und ließ sich von den gefährlichen Leuten;
die er unauffällig beobachten sollte, gehörig bewirken.

’

Schlimm-er ist es wieder einer Gruppe von Stu-

denten ergangen, bei der sich neben einigendeutsch-enauch
englische,französischeund italienische Studierende befanden.
Sie wurden in Neustadt, der litaiiischen Grenzstadt aix

der MemeL grundlos verhaftet und sieben Stunden

lang·festgehalten. Als sich der von den litauischen Behörden
zunachssterhobene Borwsurf der Spionage als völlig haltlos
erw-ies, wurden zwei Mitglieder der Gruppe, ein deutscher
und ein englischerStudent,wegenangeblichenPaß-
vergehens mit einer Geldstrafe belegt. Auch
eine andere Student-engruppe, vorwiegend am er i k an ische
Stud ente n, wurden in Lsit-auisch-Kro-tt-in3enbei dem Ber-

su·ch,einige Ausnahmen zu machen, verhaftet. Nach eine-m
eingehenden Berhör wurden sie zwar wieder auis freien Fuß
gesetzt, aber in Pogegen erneut festgenommen undmit dem

Gumsmikniippel bedroht. Angeblich soll das Bisum einer Teil-

nsehsmerinder Reisegesellschaiftnicht in Ordnung gewesen sein.

Grenzsperre gegen Deutschland
.

Die Litauer wollen nicht nur keine Ausländer im

Lande haben, es ist ihnen auch unangenehm, wenn die Be--

wohner ihres ei enen Landes das benachbarte Deutschland
besuchen. Zur Zeitder Könsigsberger B-DA.-Tag-ung war-;
die Grenze nach Deutschland gesperrt. Die

Grenzscheine wurden für diese Zeit außer Kraft gesetzt, so;
daß ein litauischer Bürger nur mit dem 150 Lit kostenden
Ausreisevisum das Staats ebiet verlassen konnte. Die Ber-:

fiigung scheint zwar inzwischenwieder aufgehoben worden
u sein. Inzwischen aber hat das illegale Direktorium

ruvelaitis am 26. Juni beschlossen, sämtlichen Be-
amten und Angestellten der autonomen
Behörden keine Ausreiseerlaubnis naii
D e u t s ch l a n d mehr zu erteilen. Nur in ganz besonderen
Fällen, etwa bei schweren Krankheiten; behält sich das

Direktorium vor, Ausnahmen zu gestatten.

kampf gegen den deutschen Sport
Durch das Direktorium Bruvelaitis ist. kürzlichdas

litauische Gesetz, betreffend die Einführung
der »Kammer

Für
Körperkultur«, im Memelsz

gebiet in Kra tgesetzt worden. Diese Maßnahmx«.
ist ein neuer Berstoß gegen das Memelstatut; denn nach
dessen Bestimmungen ist es Sache des memelländischen
Landtags, ein solches Gesetz zu erlassen. Es handelt sich hi:
um den Versuch, den deutschen Sport im Memellande ab-

zudrosseln bzw. ihn unter litauische Führung zu bringen.
Nach dem Gese ist allen Sportverbänden, dsie nicht der

»Ka-mmer für örperkultur« angehören, die weitere Be-

tätigung untersagt. So wurde z. B. die Veranstaltung-
eines G autu--rn ta g es in heydekrug durch die deutschen
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Turnvereine des Memelgebietes vom litauifchen Kriegs-
komimandanten mit der Begründung verboten, daß diese
Vereine nicht der Kammer ang-ehören·- Die deutschen
Segelfportverbände des Gebietes, nämlich der

»Memeler Segelverein« und der ,,Kurifche Eisyachtverein«,
sind diirch die litauifchen Machenschaften gleichfalls lahm-
gelegt worden,

Ein Pädagogisches Institut in Memel

Nach dem Artikel 5 des Memelftatuts gehört die Re-

gelung des Schulwesens zum Gefchäftsbereich der autonomen

Behörden des Memelgebietes. Jm Widerspruch zu dieser
Bestimmung hat die litauische Regierung die E r r i ch t u n g
z w«e i e r pädagogifcher Institute beschlossen.
Von diesen soll das eine nach M e m el gelegt werden; und

war soll es, wie der litauifche Bildungsminister mitteilte,
feineTätigkeit bereits am 15. September d. Js. aufnehmen.
hörer können nach dem § 15 des Gefetzes Personen fein, die
eine höhere Schule beendet haben, und mit Einwilligung
des Bildungsminifters auch solche Perfonen, die, ohne eine

höhere Schule beendet zu haben, die Bezei nung eines

Volksschullehrers führen und mindestens fünf ahre in der

pädagogischen Praxis stehen. Die bisher bestehenden Lehrer--
feminare sollen aufgehoben werden.

Litauischer Sprachzwang fiir Memelbeaiute

Der Artikel 27 des Memelstatuts bestimmt-
litauische und die deutsche Sprache werden zu gleichen-
Rechten im Memelgebiet anerkannt.« Das bedeutet, daß
jeder Bürger im Verkehr mit den Behörden, aber auch jeder
Beamte im Verkehr mit dem Publikum die eine oder die
andere Sprache anzuwenden befugt ist. S wieri keiten

haben sich, solange einigermaßen normale ustän e im
Mem-elland herrfchten, aus diefer finngemäßen Anwendung
des Artikels 27 nirgends ergeben, da innerhalb der ein-

gefeffenen memellänsdifchenBevölkerung die deutsche Sprache
das allgemein gebräuchlicheVerftändigsungsmittel ist. Jetzt
hat die ausschließlich von Litauern besetzte Memel-.

abteilung des Kauener Obertribunals,
litauifchen Presfemeldungen zufolge, den Artikel 27 des

Statutes aber dahin ausgelegt, daß alle Beamten der
autonomen

Behörden
verpflichtet sein sollen, die deutsche

u n d die litan che Sprache gleichzeitig zu beherrschen-
Gestütztauf diese, den Sinn des Statutes verdrehende Aus-

»Die·

legung hat das illegale Direktorium Bruvelaitis eine V e r-

fügung erlassen, nach der die memellänsdischen Landes-
beamten und die Beamten der öffentlich-rechtlichenKörper-
schaften sowie die Notare des Memelgebietes bis zu einem

bestimmten Termin den Nachweis zu erbringen haben, daß
sie beide Sprachen beherrschen. Und zwar haben die nach
1900 gebotenen Beamten diesen Nachweis bis zum 1· Juli
1936, die zwifchen 1890 und 1900 geborenen bis zum
1. Januar 1937 und alle anderen bis zum 31. Dezember
1937 zu erbringen Die Prüfungen sollen von einer Kom-

miffion vorgenommen werden, deren drei Mitglieder vom

Dsirektorium des Memelgsebietes ernannt werden sollen.

Verdrängung der deutschen Sprache in Großtitauen
Wie im Memelgebiet, so wird auch in G ro ß -

litauen der Kampf gegen die deutsche
Sprache mit aller Konsequenz durchgeführt. Jn einem
der halbamtlichen ,,Lietuvos Aidas« gewährten Jnterview
hat sich der litauifche Bildungsminiifter hierüber folgender-
msaßen geäußert: Bisher ftand fast an allen höheren
Schulen Litauens die deutfche Sprache als

Fremdfprache an erster Stelle. An zweiter Stelle
kam die franzöfifcheoder englische oder hier und da auch die

ruffische Sprache. Jetzt wird in den Knabenfchulen iind

in den gemischten Schulen die englische Sprache an-

e rst e r S tell e ftehen, und nur in den Städten-, in denen

fich mehrere höhere Schulen befinden, kann in dieser oder

jener Schule auch die eine oder die andere Fremdfprache an

erst-er Stelle gelehrt werden. Jn den Mädchenfchulen wird
die franzöfifche Sprache die erste Fremdsprache fein·
Die Fra e nach dem Grund der starken Betonung der eng-
lifchen prache beantwortete der Minister in folgen-der
Weise: Die w i r ts ch aftlichen Beziehungen Litauens zu
den Ländern, in denen die englische die wichtigste Sprache
ist, hätten einen erheblichen Aufschwung genommen· Die

wirtschaftlichen Beziehungen zu Deutschland dagegen seien
nebensächlichgeworden. Außerdem werde für die Litauer die

Notwendigkeit immer größer, mit den L e t t e n und Este n,

bei denen das Englis e ebenfalls an erster Stelle stehe, zu-

sammenzuarbeiten. chließlich werde die Kenntnis der

englischen Sprache für die Litauer wichtig fein, um die
kulturellen Beziehungen zu den zahlreichen litauischen
Auswanderern in Nordamerika aufrecht zii
erhalten.

Prof. Piip spricht in Berlin
Am 25. Juni d. Js. hielt der Dorpater Staatsrechts-

lehrer P rofefsor An t. Piip-, einer Aufforderun der

Gesellschaft zum Studium Osteuropas olge
leistend, in Berlin einen Vortrag über ,,E ftla n d s W e g

u r n e u e n V e r f a ff u n,g«. Jn seinen einleitenden
. orten stellte der Borsitzende der Gefellschast, Dr. Eur-
t i u s·,»denausländischen Gastredner als Wifsenfchaftler von

europaifchem Ruf vor, der besonders dazu berufen sei, das

gestellte Thema zu behandeln, zumal er selbst wiederholt
eftlandischer Staatsminister gewesen fei und in die Geschicke
des Landes an maßgebender Stelle mit eingegriffen habe.
Professor Piip nahm die ihm gebotene Gelegenheit wahr,
den reichsdeutfchen Zuhörern nicht nur feine Auffassungen
Zuber die politifche Vergangenheit Eftlands und die ver-

sfasfungsgefchichtliche Entwicklung des Landes bis auf den

heutigen Tag zu vermitteln, sondern befaßte sich auch ein-

ehend mit eini en brennenden politischen Tagesfragensgeinerheimat. nsbesondere behandelte er das N a-

tionalitätenproblem, das für alle Randftaaten
von größterBedeutung ist, und gasb schließlichauch noch fein
Urteil über die von der heute an der Macht befindlichen
Regierung Paets-Laidoner unterdrückte estnifche Er-
neuerun sbewegung der Freiheitskämpfer ab.

·

Zu Beginn seines Vortrages gab Professor Piip einen

historischen Ueberblick bis zum Ausgang des Welt-

krieges und kam dann gleich auf eine seines Erachtens für
die ganze weitere Entwicklung grundlegende Tatsache zu
sprechen. Die altbaltifche tändifche Verfassung des Lan-des,
die bis zum Jahre 1917 ür alle drei damaligen rusfifchen
Ostfeeprovinzen Liv-, Est- und Kurland gültig war und den

maßgebenden Einfluß ganz in deutfchbaltifche hände legte,
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ist nämlich, fo führte Piip aus, nicht etwa erst nach der Ab-
trennun Eftlands von Rußland vom neuerftandenen est-
nischen reistaat aufgehoben worden, sondern fchon vorher
von der. Vorläufigen Rufsischen Regierung. Diefe Revolu-

tionsregierung, die nach dem Sturze des Zarismus Rufs--
lands Geschicke leitete, bis sie im Oktober 1917 vom

Bolschewismus gestürzt wurde, ist nach Auffassung des

Vortragenden die legitime Nachfolgerin der ruffisfchen
Monarchie. Als die Selbständigkeit Eftlands erklärt wurde-

bestxiyiknizih
die baltifche Ständeverfaffung demnach nicht mehr

zu e t.
·

Professor Piip kam es bei diefer verfaffungsgefchicht-
lichen Konstruktion feinen deutschen Zuhorern gegenüber
sichtlich auf zwei Dinge an. Er wollte erharten, daß erftens
die vorherrfchende Stellung des Deutschbsaltentuims im Lande

nicht vom Estentum beseitigt worden ist, fondern von einer

Macht, mit der das heutige amtliche Eftland nicht das
geringste mehr zu schaffen habe. und daß zweitens der deutsch-
baltifche Anfpruch auf ein Mitbestimmungsrecht am Schickfal
des Landes keinerlei- staatsrechtliche Stützen für fich an-

zuführen habe. Daß allerdings die Esten die alleinigen Nutz-
nießer der durch die Borläufige Riifsifche Regierung ge-
schaffenen Lage find, verfchweigt Piip ebenfo wie, daß die

Esten diefen Tatbestand genau so radikal von» fich aus
hergestellt hätten, wenn sie am Tage ihrer Selbftandigkeits-
erklärung die baltifche Verfafsung noch vorgefunden
hätten. Wenn au die Deutfchbalten erkannt haben,
daß die sogenannte grarreform sich nicht mehr ruckgängig
machen läßt und daher ernstlich gewillt find, unter die Tat-.

sache der Landwegnahme einen Strich zu»m-achen,da- es

sonst nicht möglich wäre, zu dem unbedingt im Jntereffe von



Volkstum und Staat wtwendigen guten und loyalen Verhältnis

zumEstentum zu gelangen, so mußte trotzdem an dieser
telle des am baltischen Deutschtum geschehenen Unrechtes
Erwähnung getan werden. Wenn au nur, um eine Lücke in
den Ausführungendes Dorpater Pro essors auszufüllen.

Man kann im allgemeinen die Feststellung wachen- daß
der Vortragende nicht ohne Geschick die Behandlung seines
Themas auf die Methiiität sein-er Zuhorerschast abzustimmen
versucht hat, sowohl darin, was er besonders betonte- als auch
vor allein darin, was er vers wie . So hob er überm chender-
weise z. B. hervor, das estniche olk sei sich seiner ensdung
durchaus bewußt, ein Vorposten der abendländischenKultur
gegen den bolschewistischenOsten zu sein. Diese Worte über-

raschten insofern, als es unseres Wissens das erstemal ist, daß
ein maßgebender estinsischerPoslitiker eine derart eindeutisge
Frontstellung bezogen hat. Daß das hier geschehen i t, ist er-

« eulich. Wenn der estnische Staatsrechtler weiter die age der
UtschetiVolksgriuppe in Estlsand als schier «beneidens-ivert·hin-

stellt,da die baltischen Deutschen die Wohltat-en des Nasid

in der Welt dasstehenden Gesetzes über die Kulturselbstvesrwalk
tun-g der völkischenMiiiiderheite-n«genössen,so hat er dabei

zu erwähnen ver-gessen, daß dieses Schaustückim Raritätens
-k«aibinettder osteuropäischenMinoritätengesetzgebungauch eine

Kehrseite hat. Die estniischenMachthaber haben es hinterder
ctarnenden Wand dieses ,-humanen«Gesetzes dem interessilm

auschauenden Auslande gegenüber viel leichter als andere

Staaten Zwischeneurvpas, mit genau den-selben Methoden den

Deutschen ihres Landes das völkisscheund kulturelle Eigenleben
ssauer zu machen. Man denke z. B. an die neue Sprachengesetzs
lgebung die den Gebrauch der deutschen Sprache so gut wie

ganz auf das private Leben der deutschen Volksgruppe be-

schränkte Das geht so weit, daß es den Gaststätten, auch sol-
chen, in denen ausläsnsdisse Touristen einskehren, untersagt ist,
andere als in estnischer rache abgefaßteSpeisesolgen aus-

liegen zu lassen. Davon, daß die Deutschen des Lan-des sich im

Verkehr mit der Behörde ihrer Muttersprache bedienen können,
wie das Professor Piip darstellt, kann nicht die Rede sein.
Dieses Recht ist im neuen Sprachengiesetzderart verklausuliert,
daß seine Anwendung praktisch kaum noch in Frage
kommt. Auch sonst sieht es mit den verfassungsmäßi en

Rechtender deutschen Votlsksgnuppenicht eben rosig aus. ie

estlandissschieVerfassung besagt u. a.: Keinem Staatsbüvger nicht-
estnisscherNationalität dürfe aus seinem Volksturn ein Nachteil
entstehen, woraus Professor Pisip nicht vergessen hat hinzu-
weisen Es ist nicht uninteressant, sich hierzu des neulich vor

dem Dorpater lliiiverisitiitsgericht verhandelten Piiozesses des

deutschen Studenten Dunstow zu erinnern. Dieser deutsch-
baltische Werkstudent wurde von seine-m akademischen Gericht
ouif ein Jahr relegiert, weil er als erwählter Vertreter der

deutschen Studentenschaft sich gegen einen Uebergrisf sder in

estnisschenhänden befindlichen Führung der samten Dor-

pater Studenten-schaft zur Wehr gesetzt hatte. ie Studenten-

sfiihrung hatte von der Regierung den Numekus ciausus

ifür nichtestniischeStudienende verlangt. Daß die deutschen Stu-
deuten über diese neuerliche Distriminierung ihres Volkstums
anderer Meinung war-en und das durch den Mund ihres be-

rufenen Vertreters zum Ausdruck brachten, trug diesem die

erwähnteharte Strase ein. Den Vorsitz im Uiisioersitätsgericht
des hier behandelten Verfahrens führte Professor

s n·p..

Izu-seinemVortrag erwähnte der Dorpater Professor als

«»KU"9sItUt«,daß aus Grund des bereits erwähnten Gesetzes
Oklchdie Juden Estlanids eine Ksulturselbswerwaltung erhalten
hsmen ZU Hause»hätte Professor Pisip diese Tatsache sicher
Islchkals »Kur·iositat«bezeichnet, denn in den durch und durch
Abels-Wileeingestellten Kreisen estnischer Jntellsektuseller,
denen Piip angehvrt, gelten die Juden als den übrigen
,,vvltischen Minderheiten«gleichartig und gleichwertig und

das Wort ,,Kurivsität« aus die Juden angewandt, gilt dort
sicheriich ais unzulässig

Bei der Behandlung der Verfassungskämspseder Ja re

1933 und 1934 konnte der Vortragende nicht unt-hin, der Est-
nischenErneuerungsbewegung der Freiheitskämpfer
Ermahnungzu tun. Leider geschah das jedoch in einer Weise.
die unseres Erachtens der Bedeutung dieser Bewegung, die

immerhinbei der Volksasbstimmunsgvom November 1933 drei
Viertel des ganzen estnsischen Volkes hinter sich hat-te, nicht
gerecht wunde. Professor Piip sieht die heutige Lage so, daß
die Freiheitskämpferbewezunsgishre politische Rolle völlig aus-

gespielt habe uinsd nur mehr als der Geschichteangehörend zu
werten sei. Dieser Umstand erkläre auch hinlänglich das

unerwartet milde Urteil des Prozesses gegen Larksa, Sirk usw-»
hier irrt sich Professor Pisispganz entschieden, denn die unab-

hängig-enestlündischenRichter werd-en sichbei ihrem Urteil wohl
kaum von der im Lande eingetretenen politischen Beruhigung
haben leiten lassen, als vielmehr vom Ergebnis des gericht-
lichenVerfahrens. Die Ankla hatte aiuf hochberrat gelautet,
das Urteil aus kurzfristige sftstrafen mit Bewährungsfrtst
für sämtlicheAngeklagte-m

Daraus geht doch wohl zwingend
hervor, daß die nklage gänzlichzusammengebrochen sein muß-
Jn seiner Bewertung der Bewegung fsührteder Vortragende
aus, die Freiheitskä

· er hätten eigentlich nie ein sestes
Programm gehabt, ja vgar die Notwendigkeit eines solchen
in Abrede gestellt·Jhr Führer Sirk ist in den AugenProfessor
Pisips ein sehr begabter Taktiker und außergewohnlsichnich-

tiger Organisatvr, aber kein politischer Fuhr-er von Format.
Der gegen die Freiheitsktimpfer in der bürgerlichen Presse
häufig erhobene Vorwurf, ihre Bewegung wäre mit kommu-

n-istischenStrömsungendurchsetztgewesen, sieht Professor Piip
als berechtigt an. Jn dieser gesamten Bewertung doksumen-

tsiert sich u. E. eine weitgehende Unsicherheit des Dorspater
Gelehrten gegen-über einer neuartigen politischen Bewegung
von der Art der Freiheitskämpfer. Auch überschätztProfessor
Piip, wie alle liberalsistischeingestellten Krsitiker des Erneue-

rungsgedanskens, die rein formale Seite des politischen
Lebens. Die Unterstellunsg eines bolschewistischenEinschlags
endlich kann nicht überraschen,hat man doch auch während der
Kampfzeit der deutschen Erneuerungsbewezung ism Reich
.-l)äusi genug die-sen Vorwurf zu hören bekommen und mit

der Wendungt»Was man nicht begreifen -kann,- sieht man gls
bolsschewistisan« quittiert. Jm übrigen, sagt Professor Pius-,
hätte die g amte Bevölkerung Estlands die Maßnahmender

Regierung Poets restlos begrüßt. Eine innekpoliiltischeSpan-
nung bestünde seit dem Verbot der Freiheitskampfernicht
mehr, die Regierung hätte seitdem im Lande keineOpposition

Mit dieser optiimsistischenBeurteilung der«muri-politischen
Situation Estlands lassen sich sedoch zwei einwandser fest-
stehende Tatsachen schwer in Einklang bringen. Erstens gibt
es, wenn mian die Meinung Piips teilt, keine rechte Erklarung

für die immer noch andauernde Abneigung der Regierung
segen eine allgem-eine Kundgebung des Volkswillens durch
arlamentswahlen oder eine Volksabstimmung, und zweitens

ist es nicht recht klar, warum der über das ganze Lan-d ver-

hängte Kriegszustand nicht ausgehoben wird.

Zum Schluß mag noch als Kuriosität erwähntsein, daß

Professor Piip unter keinen Umständen das in Estland
herrschende System als autoritär zu bezeichnen wunscht.
Jmmer wieder betont der Vortragende, man hätte es nur

mit einem »quasi-autoritären« Regiment zu tun, mit einer

»Regentschaft«,deren Aufgabe es sei, »die bedrohte Demo-

kratie zu retten«. Wir wünschen dem sympathischen estnischen
Volk, daß sein gesunder politischer Instinkt es bald einen

Ausweg aus dieser demokratisch-autoritären Zwickmsiihles
finde-n lasse.

Oftland-Chrvnik
thtkächk Demsche in Dispbekschjesiengekündigt

Am 1. Juli haben wieder eine Reihe von Beqm 1 e n

d« Vstoberschleisischen Industrie die

UND- Bsc stets. io sind auch diesmal wieder sagaus-

schsssbiich Angehörige der deutsch-u
stvppe von dieser Maßnahmebetrofer worden Die »Konv-

olksx

witzer Zeitung« schreibt dazu: Bevorziisgt hat man bei den

Kündigungeii vor allem die Angestellten, die es trotz aller

Drohungen gewagt haben, ihre Kinder indiedeutschse
Schule zu schicken oder deutschen Vereinen an-.

zu gehören Fast durchweg handelt es sich um Beamte-
die sahrzehntelang «

ihren Gesellschaften treu gedient hasz
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Die Lage der Gekündsigtenisst tragisch. Sie stehen meist im
Alter zwischen 50 und 55 Jahr-en; müssen also noch uber zehn
Jahre warten, bis sie von der Bersicheriingsanstalt die Pen-
sion erhalten werden« Die Verwaltungen selbst werden wohl
in den seltensten Fällen den Abg-Wachen Unterstützung-enge-
währen. So werden wieder zahlreiche deutsche Familien in

ein ungewisses Schicksal hinein-gestoßen An- die Stelle
der Gekiindigten werden Polen trete-n, dsie sich
zum Teil jetzt schon als »Praktika-nte:n«auf die Uebernahme
dier von den Deutschen zwangsweise zu räumen-den Posten vor-

bereiten. Jn der Kattowitzer Zenstrsale der Jn-t-eoessensgemein-
schaft werde-n 11 Beamte «abg-ebaut,in der Bismarcllhüttie34,
in der Fialvahsütte in Schwientochlowitz 23, iin der Königs-
shütte 20, in dser Laurahiitte 2, ian den RichterschächtenZ,
isn dser Friedenshütte 19, auf der Myslowitzgrube 10. Das
sind im ganzen 124 Beamte, fast durchweg Deutsche.

Wegen Beleidigung des Führers verurteilt

« Vor der Pressekammer des Lan-dgerichts Kattowitz
hatte sich der verantwortliche Schriftleiter der Korfantyschen
»Poli) n,ja'»,August P u st eln i k, wegen Beleisdigung des

deutschenStaatsoberhauptes zu verantworten. Das Gericht
verurteilte den Asngeklagtenz u z w e i»M o n a t e n F) a ft
ohne Zubilligung einer BewährungsfrisL

Ein deutscher Bauer von Haus und hos vertrieben

»

Ein-e Maßnahme,diezu der Linie der politischen An-
naherung . zwischen Deutschland und Polen in krassem
Widerspruchsteht, wurde von den Posenschen Verwaltungs-
behorden gegen einen deutschen Bauern etrosfen. AufGrund des im Jahre 1923

angedro?ten-orkaufsrechtes
wurde gegen de»n deut chen Be itzer Christian
ha u pt in K a h m e ( amien) im Kreis Birnbaum
Raumungsklage angestrengt haupt wurde vom Lan-d-
gericht am 12. Marz 1930 und vom Oberlandesgericht am
19. Oktober 1933 zur herausgabe seiner90 Mor-
gen großen Bauernwirtschaft verurteilt.
Am 11. Juni d. Js. erfolgte durch den Gerichtsvollzieher die
von Gerichts wegen angeordnete Esxmission Luni-Ab-
nahme des Grundstückes mit lebendem und
tote m ·.·Jn v e n t a r.

·
Diese Zwangsmaßnahme wurde

durchgeführt,obwohl die von dein deutschen Besitzer beim
höchstenGericht in Warschau eingelegte Revision noch
nicht entschiedenworden ist und der Anspruch auf Zahlung
des Kaufpreisesauch heute noch nicht feststeht. haupt hat
seinen Besitz am 7. November 1922, also vor mehr als
12Z Jahren, kauslich erworben.. Jetzt hat er ihn ohne jede
Gegenleistungseitens des polnischen Staatsschatzes heraus-
geben mussen. Er ist mit Frau und Kindern mittello s

auf die Straße aesetztworden« Als Trost sind ihm
die Artikel der polnichen Presse über die beneidenswerte
Lage der Deutschen in Polen geblieben.

Sinkende Einkommen in Polen
·

Der Krakauer ,,slustrowany Kurier codzieniie« msa te
kUkzllch·über die Entwicklung der Einkommencksa
v e r h a l t n i s s e in P o l e n folgende interessante Mit-
teilungen:Wenn man zu den ,,w-ohlihabenden Person-en solche
mit einem Einkommen von monatlich über
200 Zloty (= knapp 100 M) zählt, so wird man sich
aus Grund der Ein-kommensteuerstatistik des polnischen
Finaiizminsisteriiumsdavon überzeugen, daß in Polen seit dem
Jahre 1929 die Zahl der ,,wohlhabenden«Personen von Jahr
zu Jahr abnimmt. Ein höheres Einkommen als 200 Zloty ism
Monat hatt-en im Jahre 1929 334 000 Person-en.. Jm Jahre
1930 verringert-esich diese Zahl auis 309 000, und im Jahre
1931·sank sie auf 294 000. Für die nächst-enJahre ist eine
Statistik nicht veröffentlicht worden. Es kann aber an-

genommen werden, schreibt das Krakauer Blatt, daß die Zahl
der »wo·hlhabendsen«Personen auch weiterhin gefallen ist. Zu
den sogenannten oberen Zehntausend, d. h. zu den-
jenigen Personen, die jährlich mehr als 20 000, monatilich also
mehr als 1660 Zloty verdienen, zählt man in Polen kaum
etliche tausend Personen. Ein Einkommen von 20 bis

40 000 Zloty haben in den Jahren 1929 und 1930 13 000
Personen versteuert; im Jahre 1931 nur noch 1--1000 Per-
sonen. Einkommen von mehr als 40000 Zloty
hatt-en im Jahre 1929 -7000,- im Jahre -1930· 6000 und im·
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Jahr-e1931 5000 Personen. Ueberall ist also ein beträchtlicher
Ruckgang festzustellen, der sich zweifellos in der- schweren
Krisenzeit seit 1931 noch in verstärktem Maße fortgesetzt hat.
Selbst wenn man bedenkt, daß es miit der Steuer-
moral in Polen nicht ebengut bestellt ist, ergeben
diese Zahl-en doch ein anschauilichesBild von der allgem-einen
Armut der BevölkerungPolens.

Jndustriesriedhos Graudenz
Die inzwischen eingegiangene nationaldemokratische

,,Gazeta Warszawska« veröffentlichte Mitte Mai
einen Bericht über die Lage der Graudenzer Jn-
dustrie. Schwerer als in irgendeiner anderen Stadt

Polens, heißt es da, habe sich die Wirtschaftskrise auf die-se
industrielle hochburg Pommerellens ausgewirkt. Denn

während im Jahre 1929 9800 Arbeiter in Betrieben be-

schäftigt waren, sei diese Zahl bis zum Jahre 1934 auf 3700

gesunken. Die Lage habe sich durch die Stillegung der

Gummiwarenindustrie, wodurch weitere 1400 Arbeiter er-

werbslos wurden, noch weiter bedeuten-d verschlechtert-
Gegenwärtig seien in den Jndustrie- und handwerks-
betrieben von Graudenz insgesamt nur rund 2390 Arbeiter

tätig. Auf einen beschäftigten Arbeiter ent-

fallen also drei Arbeitslose. Graudenz halte
somiit unter den Stäsdten Polens einen traurigen Rekord.-
Die hauptzunahme der Arbeitslosi teit sei in der G roße
in d u st r i e erfolgt. Katastrophal feiaber auch die La e in

der mittleren, insbesondere der teramischen und der au-

iridustrie. Während auf diesem Gebiete im Jahre 1927
800 Avbeiter beschäftigt waren, seien es gegenwärtig nur

noch 300, trotz-dem in der Stadt ein erheblicherMangel an

Wohnungen herrsche. Die Zahl der hauser und
W o hnun g en sei im Berlauf der vergan enen 15 Jahre
(1920—1934) in Graudenz von 1523 häusernmit 7683

Wohnungen auf 1742 häuser mit 8383 Wohnungen an-

gestiegen. Jn der gleichen Zeit habe die Bevölkerungszahl
von 33 500 aus 57 000 Einwohner zugenommen.. Die Zu-
nahme der Gebäude gegenüber dem, Stande-von 1220betrug
15 Z, die der Wohnungen9 Z, dagegen die Bevolkerungs-
zunahme 70 Z.

Prof. Michael Bobrzynski s-
Einer der bedeutendsten polnischen G eschichts-

sorscher und einer der hervorragienidsten Polen-
führerder Borkriegszeit, Professor·Dr.Michael
Bobrzynski, ist am 3. Juli d. Js. ism Alter von

86 Jahr-en gestorben. Bobrzynski war das haupt der-sog.
Krakauer historikerschule Er- gehorte zu sden polnischen
Geschichtsforschern, die den Untergang des alten polnischen
Reich-es in erster Linie auf die inneren Gebrechen dieses
Staatswesens, die Mängel seiner Berfassungfunsddie Schad-
haftigkeit seiner sozialen und gesellschaftlichenStruktur
urücksührten. Aus seinen geschichtligenErtenntnissenheraus,die in ahlreichen bedeuten-den eiskenniedergelegt

sind, folg-erte obrzynski die Notwendigkeit eines inneren

Läuterungsprozesses der polnischen Bolksgemeinschaftund

die Schädlichkeiteiner gegen die Teilungsmachtegerichteten
irredentistischen Bewegung. Er war «einer der hervoek
ragendsten Vertreter der sog.«,,dreifachen Loyalitat .

Bobrzynski und die ihm Gleichgesinnten, die sich vornehmlich
aus den Kreisen der galizischen Konservativen rekrutierten,

haben zwar niemals eine zahlenmaßigbedeutende An-
hängerschaft in der Masse des polnischenBolkes gehabt; sie
haben aber trotzdem einen erheblichen Einfluß auf die
politische Entwicklung des Polentums in derPorkriegszeit
auszuüben vermocht. Jhre stark betonte Loyalitat verschaffte
ihnen Zugang zum Wiener hof und gi

den ho sten
Aemtern in der habsburgermonarchie obrzynski ·elbst
war Statthalter von Galizien und im·Wiei·ier
Kabinett Minister für Galizien. Er verstand es,« in Wien

jene den Polen günstige Stimmung zu schaffen, die es u. a·

möglich machte, daß Pilsudski in Galizien mit Wissen»de

Unterstützung der habsburger Behörden seine Schützen-
bewegung aufstellen konnte.

Die Untersuchung des - PierackiFMordes
Wie die »Cazeta Polska« Mitteilte,v ist die Untersuchung .

.

über die Ermordung des politischen Jniienk
m i n -ist e r. s ;P«te ro c ki abgeschlossenworden. Gegenwärtig



ge facto ein Teil des Reiches ist,

wird «die""·Anklageschri-stentworfen Asnsgeklagtsind els Mit-

glieder einer ukrainischen Geheimorg«ani-
iat i"o n. Zur Verteidigung haben sich 46 ukvasisnischeRechts-
anwälte bereit erklärt. Die Verhandlung wird unter Aus-

schslußder Oesffeiitlichkeitstattfinden

--Blick nach Norden«

Das o o itionelle Warschauer ,,ABE« schrieb vor

kurzem in Eis-uswLeitartikel unter der Ueberschrift »Blick
Mich Norden« u. a.:

ff B n»Ert der Zugang zum Meer ö net einem o

den Wegin die Welt . . . Jn unserer geschichtlichenVer-

gangenheit ist die Angelegenheit des Zugangs zum·Meer
nicht hoch genug eingeschätztworden. Zweifellos ist dies die

wirkliche Ursache dafür, daß wir heute nur ein Stuckchen
eigener Küste von kaum einigen zehn Kilometern besitzen.
Wir können eine Wiederholung der Fehler in der Zukunft
nicht gestatten. Die Angelegenheit des Meeres sollte eine der
ersten Stellen unter unseren politischenProblemeri ein-

nehmen. Mit Recht ist also Gdingen der Stolz des
ganzen Volkes . .. Nur muß man sich klar daruber

sein, daß Gdingen noch nicht das

ganzeSeeprosblembedeutet.
Vor allem ist da noch Danzig. ur den·großtenTeil

Polens ist es der natürliche hafen hatten wir· von Anfang
an Danzig gegenüber eine entsprechende Politik geführt, so
wäre es viel stärker polnisch asls·eben.Jn bezug aus Danzig
haben wir eine

Reihebvöinthlichkeiäeenuynstentgeihenklagen-

e, wo Dani , e err von n a iona oziai en,Heut z g
ist unsere ·Stellung·Danzig

gegenüber eine sehr viel schwierigere Doch haben wir sogar
heute eine Reihe von Moglichkeiten,u ns er e E i nflusse
auf dem Gebiet Danzigs zu starken, woraus
zum Beispiel der letzte Zusammenbruch des

Guldenshinweist.
«

Die Seefrage verlan t von uns die R e g e l u n g

unseres Verhältnisseszu Litauen. Für unsere
östlichen Landschaften führt der natürliche We zum Meer

idurch den Njemen. Wir glauben, daß in itauen d i e

alten kulturellen polnischen Traditionen
w i e d e r a u f l e b e n und die Verbes erung der politischen
Beziehungen erleichtern werden« Die rage sdes Meeres ist
die Erhaltung desjPolentirms in’Ostpreu-ßen.
Die Entspannung in den Beziehungen mit Deutschland sollte
aiisgeniitzt werd-en, um das Polentum in Ostpreußen zu

stärken«
Weiter spricht das ,,ABE« über die Regelung der

polnischen Beziehungen zu Lettland, Estland und

Finnland »Wenn unsererseits eine entsprechende
Politik geführt wird, müssen diese Staaten freundschaftliche
Beziehungen zu Polen anknüpfen.

»

Die Zusammenarbeit
mit diesen Staaten bedeutet die Starkun der polnischen
Kräfte an der Ostsee . . . Die Angelegenheit des Meeres, —

sdas ist nicht nur der Bau eines eigenen hafens Es ist auch
ein konsequentes System der Außenpolitik, die unsere poli-
tische Stellung an der Ostsee stärkt, — das ist die haupt-
orderung unserer Politik . . . Dieser Forderung sollten alle

robleme der Außenpolitik untergeordnet werden« diese
Forderung sollte die Quelle des Systems unsere-r Bundnisse
sein«

Zktluzösisch-polnischeLandwirifchafisverhandlnngen
Aehnlich wie im vergangenen Jahre zwischen der

deutschenund der poliiischen, haben kürzlich zwischen der

iksnzofischen und der polnischen Landwirtschaft
Beipkechungen stattgefunden, die der Klärun g der

beiderseitige-n Absatzmögiichkeiten für

IAUVkplktjchaLtlicheProdukte dienen sollten. Die

Etgebplssedleiek erhandlungeii, die auf der einen Seite
voii einer Abordnung der französischenLandwirtschaft und

auf der anderen Seite vom Warschauer Landwirtschafts-
·ministeriu-m unsd den Spitzenorganisationen der poliiischen
Landwirtschaft geführt wurden, sind in einem P r o to k o ll

niedergelegt worden. Darin wird-folgendes festgestellt-:
1. Beide Teile haben festgestellt,daß bis ur end ültigen

Regelung der Frage der Erhohungdes gegenseitigenaren-

austausches die Aufrechterhaltung und Weiter-

entw-icklung der laufenden Umsältze er-

wünschtist«
·

«
·«

, -.

«

. . ..

.

2. Es sollen die Mittel und Wege,- mit denen i m

Rahmen einer zweckmäßigen Organisation
der gegenseitige Austausch von landwirtschaft-
lichen Erzeugnissen gesteigert und ausgkdehnt

werden kann,

gzeprwftund in dieser Richtung d e n «e g i e r en d e n in
aris und Warschau Vorschläge gemacht

wer-den. .

·

3. Eine Erhöhung der Ausfuhr franzö-
sischer landwirtschaftlicher Erzeugnissenach
Polen ist möglich, und zwar außer bei W e i n e n und
K o g n a k s vor allem bei F r ü ch te n , ins-besondere
exotischen, Blumen, Zuchtpferden und Zucht-
s ch a f e n — hier überall, soweit es sich um französische
Spezialitäten handelt —, und endlich auch bei G r a s - u n d

Futterpflanzensamen im Rahmen des allgem-einen
Einfahrplans des polnischen Landwirtschaftsministeriums.

4. Ebenso ist eine Ausdehnung sder Ausfuhr
polnischer landwirtschaftlicher Produkte
nach dem fran ösischenMarkt möglich — jedoch unter der

Bedingung, da hieraus keine nachteilig-en Folgen für die

französischeLandwirtschaft entstehen und vor allem n i ch t
das französische Preisniveau für solche Erk
z e u g n i s s e g e d r ü ckt wird, Jnsbessondere kann eine
Steig-erung bei Hammelsleisch und grünen Boh-»
n en sowie auch bei Setzkartoffeln eintreten und

endlich auch in gewissen Grenzen bei. lebenden S ch a-f e n-,-
Schlachtpferden, Eiern, Schnit.tholz,’Br-au-

get-ge,grünen Erbsen und-Leb"e-ndgeflü«gel.
’

ie weiterenVerhandlungen zwischender
französischen und der polnischen Landwirtschaft auf diesem
Gebiet sollen erst im O k to b e r in P a-r i s geführt
werden; bis dahin wollen beide Teile die praktischen Mög-
lichkeiten einer Ausfuhrsteigerung in den genannten Er-

Zkugnifsenin bezug asuf Ausfuhrmasse und technische
ustauschbedingungen prüfen.

Die Grenzmark Hosen-Westpreußen
·

Das Preußische Staatsministerium hat ein bedeutsames,
die Provin Grenzmark Posen-Westpreußen betreffendes
Gesetz erlasfenAls ,,vorläufi e Regelung« begimmt

das

Gesetz, daß der«Oberpräfidentder rovinz
B r a n d e n b u r g , aus deren Verband die R-eichshaupt-"
stadt im vergangenen Jahre ausge liesdert wurde,

"

z u -

gleich Oberpräsident -der" Provinz-Grenz-
in a rk P o s en - W est p r e·u ß e n ist. Ferner wir-d fürs die
beiden Provinzen statt derzwei bisheri en ein g em e i n-

samer, aus 20 Personen beiztehenderPro-
vinzialrat gebildet. Die Provinz Grenzmark Posen-
Westpreußen wurde seinerzeit als T r a d it i o n s p r v -

v in z aus den westlich des Korridors gelegenen Restgebieten
der abgetrennten Provinzen Posen und Westpreußen ge-
bildet. Sie umfaßt, aus drei räumlich getrennten Teilen

bestehend, etwa 7700 qkm mit 337 000 Einwohnern. Daß
bei der jetzigen vorläufigen und der späteren endgültigen
Regelung der Traditionscharakter dieses Verwaltungs-

ebietes nicht verlorengeht, das wird in erster Linie eine
— ufgabe der Grenzbevölkerung selber und der dort tätigen
Beamtenschaft sein.

Nur 240 statt 360 Mark

Durch Verfügung der Reichsstelle für De-
visenbewirtschaftung ·vom ·26. Juni ist eiiie

Aenderung der Geldmitnahme im R e i s e v e r k e h.r v o n

Deutschland nach Danzig eingetreten. Die Ver-

fügung der Reichsstelle begrenzt den zur Mitnahine nach
Danzig zugelassenen Betrag aus 180 Recchsmark fur jede
Person und jeden Kalendermonat. Die Auszahlung erfolgt
in Danzig nur in Raten, und zwar: Erste Auszahlung
bis zu 150 Danziger Gulden nach Wahl des Reisenden; zweite
Auszahiung frühestens eine Woche nach der ersten Aus-

ZahlungAußer diesen 180 Reichsmark können bei der

usreise aus Deutschland weitere 50 Reichsmark von jedem
Reisenden mitgenommen werden. Dazu kommt die Mit-

nahme von freien10 sReichsmark in bang-eins 2so-daß-idem
deutsch-en Reisen-den für Danzig der Gegenwert von-ins-

gesamt 240 R eich sm asrk (etw-a 490 DanzigersGulsderU
«

zur Verfügung steh-en. Bisher betrug der höchstbetrag- der

in Reisekreditbriefen nach Danzig mitgenommen werden
konnte, 300 Reichsmark-,- wozu noch die 60»Reichsmark in

Bargelsd
«

kamen; Gesamtbetrag ssalso. 360 .Reichsmark.
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Zehn Jahre ,,-Deutfche Turnerfchaft in Polen-«
Wenige Jahre nach dem Weltkrieg fanden sich die in

Ostoberschlesien noch bestehenden deutschen Turnvereine zu-
sammen und gründeten im November 1921, also noch bevor
die Zuteilung an Polen ausgesprochen war, die ,,D e u t s ch e

Turnerschaft in Polnisch-Schlesien«, der dann
im Jahre 1922 die Turnvereine Bielitz und
T e s ch e n beitraten. Fast um die gleiche Zeit, im Dezember
1921, hatten die Turnvereine in Posen und Pommerellen
den Verband ,,Deutsche Turnerschaft in Polen«
gegründet. Diese beiden Verbände, deren Vereine früher der

Deutschen Turnerschaft angehört hatten, traten im Jahre
1924 miteinander in Fühlung. Man einigte sich, im Jahre
1925 ein gemeinsames T u r n f e st«in B i e l i tz abzuhalten,
um die gegenseitigen Beziehungen zu vertiefen. Bei diesem
Feste wurde die »Deutsche Turnerschaft in Polen« aus der

Taufe gehoben. Am 4. Juli 1925 traten die Vertreter
der beiden bestehenden Verbände zu einer gemeinsamen
Sitzung zusammen und beschlosen, »Die Deutsche Turner-

schaft in Polen« zu gründen. itz des Verbandes wurde

Vromberg. Trotz
L o d z e r T u r n v e r e in e zunächst auch weiterhin dem
Verbande fern, bis sie endlich Ansan311935ihren Beitritt
erklärten. Der Verband wurde in zwei rbeitsgebiete geteilt.
in den Kreis l mit den Turnvereinen Posens und Pomme-
rellens und in den Kreis il, der die Vereine der Wojewod-
schaft Schlesien umfaßt. Neuersdings ist durch
Beitritt des Lodzer Bezirks noch ein dritter Bezirk hinzu-
gekommen.

Bei der ersten Jahreserhebung am 1. Januar 1926

zählte der Verband in den beiden Kreisen 38 Vereine mit
5595 Vereinsangehörigen. Die Jahreserhebung am l. Januar
1935 zeigt in den gleichen Kreisen einen Stand von 46 Ver-

vielfacher Bemühungen blieben die-

den-

einen und 5356 Angehörigen· Der Verband hat demnach in
den zehn Jahren seines Bestandes d i e Z a hl d e r V e r -

eine vergrößern konnen, doch ist die Zahl
der Mitglieder zurückgegangen. Die Ursachen
für diese Erscheinung sind wohl in den ungünstigen Verhält-
nissen zu suchen, unter denen die Turnvereine leben und ihre
Arbeit durchzuführenhaben. Eine stete Sorge des Verbandes
bildet die heranbildung von tüchtigen Turnleitern. Jnfolge
der unüberwinidlichen Paßschwierigkeiten ist eine E n t-

sendung von Mitgliedern an die Deutsche
Turnschule in Berlin nicht möglich. Es kann
deshalb nicht hoch genug anerkannt werden, daß der T u r n -

kr e is D a n z i g durch Abhaltung von Lehrgängen viel für
die Ausbildung von Vorturnern und Vorturnerinnen getan
hat. Auch hat der V D A. durch die Entsendsung eines Wan-
derturnlehrers zu den Vereinen des Weichselgaues zur För-
derung des deutschen turnerischen Lebens in Polen bei-.

getragen. Für die Anstellung eines Wanderturnlehrers für
den ganzen Verband, der die Vereine regelmäßig besuchen
und die Ausbildung der Vorturner zu übernehmen hätte,«
fehlen dem Verband die Mittel. Nur zweimal konnte sich der-
Verband bisher an Veranstaltungen außerhalb der Landes-,

grenzenbeteiligen. Das erste Mal an dem D e utsch e n

urnfest zu Köln, und das zweite Mal an dem Ost-
landturn est in Danzig, zu dem etwa 500 deutsche
Turner und urnerinnen aus Polen gefahren waren. Die
Deutsche Turnerschsaft in Polen kann trotz aller hemmnisses
und Schwierigkeiten mit Stolz und Befriedigung auf die

ersten zehn Jahre ihres Bestehens zurückblicken. Sie hat in
stiller Arbeit viel zur körperlichen, geistigen, sittlichen unid
völkischen Kräftigung der deutschen Bevölkerung Polens
beigetragen.

Vuchbesprechungen
Auf ösiiicher Erde. Von Georg Lan ger. Freiburg

i. ,B., herder. Der Untertitel »Jugendtageeines

Schlesiers« verrät, wo die »östliche Erde zu suchen ist.
Lebensvoll erzählt der Verfasser von seiner oberschlesischen
Schülerzeit an der alten deutsch-russis-chenGrenze. Als Land-
gerichtsdirektor in Breslau hat er eine Reihe ostdeutscher
Novellen und Romane geschrieben, aus denen die Seele des

Grenzlandes spricht; ihnen reihen sich diese Jugen·derinne-
rungen an, die ein Bild längst entschwundener Vorkriegs-
fahre geben. Dr. L.

Lebensbuch. Gedichte aus wei Jahrzehnten von

hermann S t e h r. Leipzig, Paul ist Verlag. — Hermann
Stehr gehört zu den Gottsuchern, von denen uns der
schlesische Raum seit Jakob Böhme und Angelus Silesius
so manZengeschenkt hat.
um die ösung der ewigen Lebensrätsel.
gesetzt und ist anerkannt. Die Zeit von 1900 bis 1919 be-
gleitet er im Lied, Alltag und Sonntag, höhen und Tiefen-

Jn vielen Romanen kämpft er«
Er hat sich durch-«

von der Maskerade der Jahrhundertwende bis zum Zu-
sammenbruch. Seine Gläubigkeit sieht an den Wellen des

heimatlichen Flusses, »daß kein Verlieren ist, wenn man sich-
tauscht, und bei dem Weiterströmenkein Zerschellen«. Dr. L.

Germanische Führerköpse. Von heinar Schilling.,
Leipzig, K. F. Köhler Verlag. — 20 packende Lebensbilider,-
von Ariovist und Armin bis zu »denGotenführern und dem-
Sachsen Wittekind. Auf Quellenforschung fußen-d, ein

wesentlicher Blick in das Werden unserer Geschichte durch
die großen Persönlichkeiten, die sie formen. Mit der

Charakteristik des Franken Ehlodwig allerdings vermögen
wir uns nicht abzufinden, können in ihm auch nicht den«
,-,Einiger Deutschlands« sehen. Auch die Benennung
Geiserichs als »Schrecken der Meere« hinterläßt allzu-sehr
den falschen Beigeschmack des ,,Vandalismus«. Von diesen
Einschränkungen abgesehen, ist idas auch für die Schicksale
des Ostraums bedeutsame Buch zu begrüßen. Dr. L.

Nach langem, schwerem Leiden entschlief gestern abend

mein lieber Mann, mein guter Vater, Schwiegervater und

Bruder, der prakt. Arzt

Sanitätsrat

Dr. Greiscr
im 70. Lebensjahre-.

Jm Namen der Hinterbliebenen:

Clife Greifer geb. Horn
Heimat Greifer und Frau

Rakonietvice, den 7. Juni 1935.
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Allen Landslclich
(Pofen und Gnesen) die ergebene Mitteilung,
daß ich zwei schöne Lokale eröffnet habe:

·

ein SpeiselokalRestaurant»Zum Hubertus«
Berlin S 42, Ritterftraße 95,

"

ein Case-Reftaurant ,,3ur Olselttugela
cBerlin S 42, Ritterftraße 54.

Jch lade alle Landsleute hiermit ergebenst ein

Emil Feitkenheuer.

8000.— NM. lW vt f-als 2. Hypothek bei hoher Ver-
zinsung sucht Posener Landsmann

.

lAngebote unter Nr. 3173 an die .

Expedition des »Oitland«- —

per sofort oder Ende dieses Jahres.

mit-dem Seedienii nach Ditprenizenx


